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Marginalien / Rezensionen

Mark Terkessidis

Europäische Union, Haider und die Postpolitik

Kaum war die Regierungsbeteiligung
der Freiheitlichen in Österreich (FPÖ)
perfekt, schlugen in ganz Europa die
Wellen hoch. Im Land selbst gab es

zahlreiche Aktionen und Proteste, wäh-
rend die Staaten der Europäischen Uni-
on ihre diplomatischen Beziehungen
zu Österreich einfroren. Ein Spezifi-
kum im Falle der Sanktionen gegen
Österreich war die Abwesenheit der

Vereinigten Staaten: Im symbolischen
„Widerstand" gegen Haider meldete
sich erstmals vehement die „europäi-
sehe Wertegemeinschaft" zu Wort. Es

sollte, wie Jean-Marie Colombani, der
Chefredakteur von Le Monde schrieb,
die „zweite Geburt Europas" werden.

Allerdings hat die kurzfristige Öko-
nomie der Aufmerksamkeit dafür ge-
sorgt, daß die Erregung sich schnell
wieder gelegt hat. Eine dauerhafte Lö-
sung im Sinne der „europäischen Wer-
te" ist dabei nicht in Sicht. Da verhält
es sich ähnlich wie bei der Kosovo-
Intervention: Eingriffe geschehen
plötzlich und „unbürokratisch", wobei
ein definitives Ziel eigentlich nicht er-
kennbar wird. Trotz des Einrückens
der UN ins Kosovo soll bekanntlich die
Souveränität der Bundesrepublik Ju-

goslawien weiterhin intakt sein: Zwar
wurde die DM offizielles Zahlungs-
mittel, doch völkerrechtlich gehört der
Kosovo immer noch zu Serbien. In eben
diesem Sinne antwortete ein Sprecher
der portugiesischen Regierung auf die

Frage, ob die EU einen Regierungs-
Wechsel in Österreich anstrebe, mit
nein: Es handele sich um eine innere
Angelegenheit.

Daß die Kampagne gegen Haider
hauptsächlich unter dem Gesichtspunkt
der „offenen Gesellschaft" in Europa
geführt wurde, mutet schon etwas seit-

sam an. Schließlich ist oft genug ein

wenig zynisch darauf verwiesen wor-
den, daß vor allem hinsichtlich Migra-
tion die Freiheitlichen die Politik der
anderen österreichischen Parteien so-
wie jene der anderen EU-Staaten nur
ein wenig unverblümter deutlicher for-
mulieren. Zudem kann Sebastian Rein-
feldt in seiner gerade erschienenen
Untersuchung „Mcftf-vWr tmd Die-r/a"
zeigen, daß Haider bereits bei der Wahl
1995 unter Vorwegnahme der Regie-
rungsbeteiligung seinen traditionell
deutsch-völkischen und rassistischen

Impetus abgeschliffen hat. Denn was

Flüchtlingspolitik betrifft, wurde Eu-

ropa auch ohne seine Regierungsbetei-
ligung eine weitgehend geschlossene
Gemeinschaft.

Tatsächlich finden mit der EU-Kam-
pagne Verortungen in einem längst
postpolitischen Raum statt. Denn die
Union bekämpft in Haider eine be-
stimmte Ausformung der eigenen Poli-
tik. Man hat den Eindruck, als würde
hier die eine Seite der Medaille die
andere befehden, denn politisch steht

eigentlich nichts auf dem Spiel. Tat-
sächlich geht es hier um Politikersatz,
um Bilder, um die diskursiv-imaginäre
Repräsentation von Gemeinschaft.
Letztlich hat die EU überhaupt keine
demokratische Perspektive - die Vor-
Schläge des deutschen Außenministers
Fischer bei seiner „persönlichen" Rede
über die europäische Föderation am

WIDERSPRUCH - 39/00 161



12. Mai in Berlin würden den Verwal-
tungsapparat der EU de facto noch mehr
der demokratischen Kontrolle entzie-
hen. Um die EU jedoch als Bezugs-
punkt zu beleben, wird sie demokra-
tisch dargesfe/Zr und zwar mit Refe-
renz auf einen politischen Akteur, wel-
eher die Werte der EU Spiegelverkehrt
repräsentiert.

Der Begriff der Repräsentation
schwankte stets zwischen Vertreten
und Darstellen. Doch im Zuge der

Durchsetzung eines neuen historischen
Kapitalismus gibt es zunehmend nichts
mehr zu vertreten. Um es mit dem Eco-
no/n/sf vom 29.4.2000 zu sagen:
„Europe's social democratic govern-
ments may still be talking the language
of the left, but their actions increasin-
gly veer rightwards." Und ein Beispiel:
„For all their howls against hostile ta-
keovers, both the French and the Ger-
man government are working on regu-
lations to make takeovers easier."

Die Parteien vertreten nicht einmal
mehr schemenhaft die Interessen von
bestimmten Milieus oder Gruppen, ihre
Aufgabe besteht lediglich in einer po-
sitiven Darstellung dessen, was ohne-
hin von einem als schicksalhaft wahr-

genommenen Kapitalismus diktiert
wird. Sie schaffen Identität - sowohl
im Sinne des „Standortes" als auch der

Integration der Bevölkerung.
Seit der zunehmenden Auflösung des

wohlfahrtsstaatlichen Ausgleichssy-
stems in EU-Staaten findet gesell-
schaftliche Integration offensichtlich
nicht mehr in erster Linie aufökonomi-
scher Ebene statt, sondern vielmehr
symZwZf'sc/î. Daher werden sozial und
kulturell mehr und mehr auseinander-
fallende Gesellschaften nun in erster
Linie durch Bilder zusammengehalten

- durch positive Darstellungen des Ei-
genen. Das zeigt sich in den europäi-
sehen Staaten etwa an einer medialen

Dauermobilisierung. Anhand von be-
stimmten Ereignissen ("Flüchtlingsflu-
ten", Oder-Hochwasser, Grand Prix
d'Eurovision de la Chanson, Tod von
Prinzessin Diana, Fußballeuropamei-
sterschaft, Love-Parade, ICE-Katastro-
phe, Bomben auf Belgrad, Holzmann-
Rettung, Blair-Baby usw.) werden die
Werte der vorgeblichen Gemeinschaft
medial-"sinnlich" vermittelt und be-
schworen (Demokratie, Toleranz, Mul-
tikulturalität, Menschenrechte, Fami-
lienwerte etc.). Und in dieses Schema

gehört eben auch der Rekurs auf be-

stimmte, negativ besetzte Führerfigu-
ren wie Milosevic oder Haider, in de-

nen das Andere der „offenen Gesell-
schaft" kulminiert: Diktatur, Rassis-

mus, Faschismus, Auschwitz - die vor-
geblich überwundene eigene Vergan-
genheit.

Diese Art des identitären Rekurses ist
ein durchaus komplizierter Mechanis-
mus. Auf den ersten Blick scheint die

Stereotypenbildung ähnlich dem Ras-
sismus zu funktionieren. Doch tatsäch-
lieh handelt es um eine Projektion zur
Abwehr des eigenen Nationalismus und
Rassismus. Zweifelsohne werden Res-
sentiments mobilisiert - gegen die bar-
barischen, blutrünstigen Serben; gegen
die stumpf-völkischen, unverbesserli-
chen Österreicher. Doch es handelt
sich, wie die bulgarisch-amerikanische
Historikerin Maria Todorova in ihrem
Buch „Die Er/jWnng r/ei ßa/fcems"

ausführte, um eine Externalisierung.
Die westlichen Staaten bzw. die EU

projizieren ihren eigenen Nationalis-
mus und Rassismus aufMilosevic oder
Haider. Dabei zeichnen sich die beiden
Politiker eben nicht durch ihre Diffe-
renz zur Generalllinie der westlichen
Politik aus, sondern durch ihre Nähe zu
ihr. Beide begannen ihren Aufstieg
ganz im Sinne des europäischen Zeit-

162 WIDERSPRUCH - 39/00



geistes Mitte der achtziger Jahre: Milo-
sevic beschwor die Bedrohung durch
eine muslimische Minderheit in Serbi-

en, während Haider einen ähnlichen

Kampf gegen kulturelle „Überfrem-
dung" anzettelte.

Doch während im Westen zu Beginn
der neunziger Jahre ein beherrschender
neorassistischer Kulturdiskurs nach
innen die Grenzen befestigen half und
nach außen im Golfkrieg die globale
Hegemonie unterfütterte, endeten die-
se neunziger Jahre mit einem Krieg zur
angeblichen Unterstützung einer mus-
limischen Minderheit. „Deshalb findet
gegenwärtig im Kosovo", konnte der
deutsche Außenminister Fischer (Die
Zeit, 15.4.99) jubilierend festhalten,
„die Absage an Huntingtons These vom
c/osh o/ civi/i'zaficws statt. Das söge-
nannte christliche Abendland kämpft
dort für die Menschenrechte eines mus-
limischen Volkes." Kurz darauf beton-
te er, „daß dieser Konflikt klarmacht,
was Europa wirklich bedeutet" und bil-
ligte dem Krieg eine Beschleunigungs-
Wirkung aufdie Verwandlung des Kon-
tinents in ein politisch handlungsfähi-
ges Subjekt zu.

Diese Entwicklung setzt sich mit
Haider fort - und zwar nach innen. Um
diesen Prozeß zu verstehen, lohnt es

sich, noch einmal einen intensiven
Blick auf Haiders politisches Univer-
sum zu werfen. In „Nicht-wir und Die-
da" hat Sebastian Reinfeldt die bislang
wahrscheinlich genaueste Untersu-
chung der Haider-Ideologie vorgelegt.
Er betont die Nähe Haiders zum insti-
tutionellen Arrangement Österreichs.
Dabei verteidigt er zunächst die oft-
mais kritisierte Bezeichnung „Populis-
mus", weil er zum einen die normativ-
ideologische Bezeichnung „Rechtsex-
tremismus" ablehnt und zum anderen
die Programmatik der FPÖ nicht für
explizit „rechts" hält.

Populismus richtet sich, so Reinfeldt,
aufdie „politisch-ideologische Re- und

Umkodierung von Identitäten". In die-
sem Sinne hält er Haider für einen

Agenten in der Entstehung eines „na-
tionalen Wettbewerbsstaates" (Joa-
chim Hirsch). „Ohne die austrofordi-
stische politische Kultur", schreibt er,
„gäbe es die populistische Formation
in dieser Form nicht, und ohne diesen

Populismus gäbe es auch eine solche

Neuformierung des österreichischen
Wettbewerbsstaates nicht. Populismus
befördert die diskursive Übersetzung
der internationalen Strategien der Glo-
balisierung und Regionalisierung ka-

pitalistischer Ökonomie." (S. 209)
Reinfeldt zeigt sehr ausführlich, daß

Haiders Weg durch den spezifischen
Ausschluß der FPÖ aus dem System
der österreichischen „Sozialpartner-
schaft" ermöglicht wurde. Danach frei-
lieh wurde er trotz der allgemeinen
Ablehnung durch die traditionell be-
stimmenden Kräfte zum Motor einer

Veränderung in Richtung „Postfordis-
mus". Insofern ist Haider auch kein
Vertreter des „Mir san mir" gegen die

Globalisierung, sondern ganz im Ge-

genteil Bestandteil und Triebkraft des

globalen Trends.
Von vornherein, zeigt Reinfeldt,

spielte das Element der Repräsentation
in der Politik der FPÖ eine entschei-
dende Rolle. „Sie reklamiert andau-

ernd, dass sie - im Vergleich zu den
anderen Parteien Österreichs - die sen-
siblen Übertragungsakte der Wähler-
stimmen 'korrekter' ausübt, selbst
dann, wenn sie nicht die deutliche
Mehrheit der Wählerinnen und Wähler
auf sich vereinigt. Denn die FPÖ gibt
vor, im Namen der schweigenden
Mehrheit, der Durchschnittsbürger zu
sprechen." (S. 21) Dieser Rekurs auf
den „kleinen Mann" oszilliert zwischen
der Anständigkeit des österreichischen
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Volksangehörigen, der Selbständigkeit
des mittelständischen Wirtschaftsub-
jekts und dem demokratischen Anlie-
gen des „kritischen Bürgers".

Reinfeldt identifiziert zwei narrative
Szenarien der FPÖ - das eine deutsch-
völkisch, das andere neoliberal. Beide
Szenarien existieren eigentlich nur im
Unterschied zu etwas anderem, sie be-

nötigen für ihre Konstitution eine ne-
gative Abgrenzungsfolie. Um die Poli-
tik der FPÖ zu charakterisieren, zeich-
net Reinfeldt ein ideologisches Vier-
eck: Das von der FPÖ vertretene „Wir"
der „fleißigen, tüchtigen Österreicher"
wird von drei weiteren Positionen her

gehalten: Vom „Die-da" (die korpora-
tistischen Poltiker, die den „kleinen
Mann" ausnehmen und unterdrücken),
dem „Nicht-Wir (Fremde, Ausländer)
sowie einem „Nicht-Die-da" (die an-
deren Österreicher). Zudem werden
beide Szenarien verknüpft und zusam-
mengehalten durch die „populistische"
Führerfigur: Haider selbst ist ihr Kohä-
sionsfaktor.

Zweifelsohne läßt sich die von Rein-
feldt anhand von Diskursanalysen ge-
wonnene Struktur in bezug auf die hier
erwähnte darstellende Repräsentati-
onspolitik lesen. Zwar simuliert Hai-
der eine Vertretung, doch er spricht
eben kein bestimmtes Milieu an: Unter
dem Dach der FPÖ können sich sowohl
dynamische Jungunternehmer als auch

ängstliche Kleinbürger oder Arbeiter
zusammenfinden. Diese flüchtige
Gruppe wird zusammengehalten von
Bildern und Gegenbildern.

Im Zentrum dieser Posfpoh'rik steht
das neoliberale Wirtschaftssubjekt -
repräsentiert von Haider selbst. Schon

Anfang der neunziger Jahre wirkte er
wie ein Charakter aus „Men's Health"
avant la lettre: Er verkörperte „Fitness",

Durchsetzungsvermögen und Jugend
(Sport, Sonnenbank etc.), Erotik (Pin-
Ups in Zeitschriften), Stil (eine ge-
schickte Mischung zwischen Designer-
wear und Tracht), Mobilität (Hub-
schrauber, schnelle Autos) und schließ-
lieh auch Reichtum (Unternehmerfa-
milie).

Dieses Selbstbild wurde von zwei
Gegenpositionen aus gestützt, die Hai-
der durch seine Auftritte und Reden
ununterbrochen aufrief und sichtbar
machte: aufder einen Seite der abgeho-
bene Vorsorgestaat, dessen Politiker
die „Hosen nicht mehr zu" kriegen; auf
der anderen Seite die „Überfremdung"
mit all ihren Bildern von gefährlichen
„Ausländern" und zu erwartenden
„Fluten". Haider illustrierte also eine
individuell-ökonomische „Freiset-
zung" zwischen minimaler Regierung
und einer diskursiv-imaginären Erzeu-

gung von Fülle und Gemeinschaft im
Angesichte der Bedrohung.

Sebastian Reinfeldt betont, daß vor
allem hinsichtlich Migration die öster-
reichische Regierungspolitik bis Mitte
der neunziger Jahre sich nicht inhalt-
lieh, sondern vor allem durch den poli-
tischen Modus von den Zielen der FPÖ

unterschied (Konsens versus Dissens).
Als das Thema Migration wegen der
massiven und erfolgreichen polizei-
staatlichen Grenzsicherung nur noch
manchmal zur Hysterisierung taugte,
entwarf Haider mit seinen „Freiheitli-
chen" schließlich ein „Programm sei-

ner Staatswerdung" (Reinfeldt). Tat-
sächlich hatten FPÖ und traditionelle
Parteien sich in ihrer permanenten In-
teraktion so angenähert, dass die der-

zeitige Inkorporation der Freiheitlichen
in die Regierung immer wahrscheinli-
eher wurde.

Zweifelsohne ist Haider in Europa
einer der Vorreiter der darstellend-re-
präsentativen Postpolitik. Die derzeiti-
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gen europäischen Regierungen sind den

Freiheitlichen inhaltlich ebenso nahe

wie die bisherigen österreichischen Re-

gierungsparteien. Allerdings ist auf eu-

ropäischer Ebene der von Haider ge-
wählte Modus des Dissenses und die

Inszenierung seiner eigenen Person als

Kohäsionsmechanismus auf ihn zurück-
geschlagen. Der „Gemeinschafts-Ma-
gier" (Goldmann/Krall/Ottomeyer)
wird nun im Rahmen der Imagepolitik
der EU auf eine neue Art zum Kohäsi-
onsfaktor: Haider dient der „europäi-
sehen Wertegemeinschaft" als eine neue

integrative Variante des „Die-da". Wäh-
rend Haider in Richtung „Die-da" die

unbeweglichen Traditionsparteien an-

griff, straft die EU nun solche „Die-da",
welche gewissermaßen zu beweglich
sind, welche mit ihrem unfeinen Dis-
sens-Modus die konsensuellen Gren-
zen der allgemeinen Mobilisierung nicht
einhalten. Dies traf - bei allen unter-
schiedlichen Konsequenzen - sowohl
für Milosevic als auch für Haider zu.

Indem schließlich einige symboli-
sehe Sanktionen eingeleitet wurden,
wollte die Wertegemeinschaft sich
selbst als antitotalitär, antirassistisch
und demokratisch darstellen. Aller-
dings lebt diese Strategie davon, daß

jenes „Die-da" weiter aktivierbar
bleibt: Sowohl Saddam Hussein (ob-
wohl hier der Fall ein wenig anders

liegt, weil er eher der Position „Nicht-
wir" zuzuordnen wäre) als auch Sloba-
dan Milosevic sind noch im Amt. In
Haiders Fall war dem Bilderkampf frei-
lieh ein seltsamer Erfolg vergönnt:
Nachdem er zunächst mit einigen Pro-
vokationen seine Funktion als Refe-

renzpunkt der „Wertegmeinschaft"
noch verstärkte, machte Haider sich
dann in Kärnten unsichtbar. Dieser Zug
öffnete das Feld für die folgenden di-
plomatischen Bemühungen von Aus-
senministerin Benita Ferrero-Waldner:

„Lassen Sie Herrn Haider, wo er ist - in
Kärnten." Der EU war der Kohäsions-
faktor ihrer Empörung abhanden ge-
kommen; letztlich wissen die europäi-
sehen Regierungsvertreter fast nichts
über die Freiheitlichen.

Politisch gesehen ist durch die Sank-
tionen der EU nichts passiert, aller-
dings ist das Repräsentationsgesche-
hen angekurbelt und umverteilt wor-
den. Durch die Selbstinszenierung der
EU ist die Bildpolitik in Österreich
selbst auf eine neue Ebene gehoben
worden. Dort wurde nämlich die söge-
nannte „Zivilgesellschaft" geboren.
Um konkrete politische Ziele jedoch
ging es nicht - und wenn es doch For-
derungen gab wie im Falle von „get-
toattack", dann wurden sie unter der

„Label-Politik" unwahrnehmbar. Wie
schon Anfang der neunziger Jahre
wandte man sich vor allem gegen Hai-
der. Und ebenso wie die EU sich durch
Selbstinszenierung ihrer demokrati-
sehen Werte versichert, betritt plötz-
lieh eine neue österreichische Nation
die Bühne.

In diesem Sinne appellierten etwa
Peter Zadek, Peter Brook, Peter Stein
und Pierre Boulez an die Weltöffent-
lichkeit: „Es gibt auch ein anderes
Österreich als das von Haider. Es ist in
den Straßen und in allen Medien." Tat-
sächlich klingt diese Aussage wie Hai-
ders Anspruch auf die Vertretung der

„schweigenden Mehrheit" der „kriti-
sehen Bürger" - nur von der anderen
Seite. Politisch geht es hier um wenig,
wichtig ist allein die darstellende Re-

Präsentation eines „anderen" Öster-
reich. Zudem ist der oszillierende Be-

griff der „Zivilgesellschaft" absolut
kompatibel mit jener allgemeinen Mo-
bilisierung zu mehr bürgerlicher Ei-
genVerantwortlichkeit, welche die neue
historische Form der Kapitalismus be-

nötigt.

WIDERSPRUCH - 39/00 165



Offenbar gibt es keinen politischen
Raum mehr im Repräsentationskapita-
lismus. Wie man den Interventionen

gegen Milosevic und Haider unschwer
erkennen kann, haben gerade die „mo-
dernisierten" Sozialdemokraten in den

europäischen Regierungen die darstel-
lende Postpolitik als Integrationsfak-
tor perfektioniert. Zum einen war die
einfache Anrufung der Nation durch
die Konservativen weitgehend diskre-
ditiert. Zum anderen gehörte Integrati-
on schon immer zu den zentralen sozi-
aldemokratischen Anliegen. In diesem
Sinne schreibt der Leiter des Referates

„Grundsatzfragen" im Bundeskanzler-
amt, Peter Gräfe, in Die Berliner Repn-
Wik, dem neuen Zentralorgan des neo-
liberalen Flügels der deutschen Sozial-
demokraten : „Politik lebt von der Kraft
der Überzeugung, nicht von der Kraft
des Arguments. Entgegen dem aufklä-
rerischen Rationalitätsmythos ist Emo-
tion die Grundlage der Aufmerksam-
keit und damit der Kommunikation."
(1/2000)

Am Ende seines Buches schlägt
Reinfeldt einen „anderen Populismus"
vor, „der Klage darüber führt, daß die
Kräfteverhältnisse asymmetrisch und

kompakt sind" (S.216). Doch jeder

Populismus akzeptiert die Vorausset-

zungen von Postpolitik und verstärkt
damit die Neuordnung des politischen
Raumes. Wie aus Gräfes Bemerkung
hervorgeht, handelt es sich dabei auf
der einen Seite um die Übersetzung

von Politik in Werbung - in Images.
Auf der anderen Seite wird aber hier

auch die Sprache der modernen Gegen-
aufklärung aufgerufen, die den Mythos
bekanntlich über den Logos stellte.
Selbstverständlich wäre es Unsinn,
anzunehmen, daß zuvor die Aufklä-
rung noch intakt war und die Politik
sich des Arguments bedient habe. Doch
die explizite Abwendung von Rationa-
lität und Argument öffnet ganz bewußt
einen Raum des Imaginären. Daher
kennen die Kämpfe auf dem postpoliti-
sehen Terrain auch keine Regeln. Nicht
die Wahrheit ist hier als immer uner-
reichbare Grenze eingezogen, sondern
das Ziel ist die blendende Effektivität
der optimalsten Selbst-Repräsentation.
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Gerd Wiegel
Extremismus der Mitte
Vom politischen Interesse der Extremismus- und Totalitarismusforschung

Der Wahlerfolg und die Regierungsbe-
teiligung der FPÖ von Jörg Haider in
Österreich haben die Diskussion, wie
mit den Parteien aus dem rechten Rand
des Parteienspektrums umzugehen sei,

neu belebt. Die Sanktionen der EU ge-
gen Österreich sollten vor allem die
Entschlossenheit demonstrieren, auf
internationaler Ebene in der EU keine
Regierung zu tolerieren, die von einer
Partei der extremen Rechten getragen
wird. Auf der anderen Seite waren die
Gründe für eine Isolierung Österreichs
insofern diffus, als die konkrete Politik
der FPÖ sich in vielen Punkten mit der
EU-Politik deckt, so etwa in der rigoro-
sen Abschottung gegenüber Flüchtlin-
gen oder der Instrumentalisierung des

„Ausländer-Themas" zur Überdeckung
realer sozialer Konflikte. Parallelen
gibt es auch beim Versuch in Ländern
wie Deutschland und Österreich, die
faschistische Vergangenheit und ihre
politische Bedeutung für die Gegen-
wart zu relativieren. In einigen euro-
päischen Ländern ist der Einfluß der
extremen Rechten in den letzten Jahren

gewachsen (Deutschland, Belgien,
Frankreich, Italien, Schweiz u.a.); und
auch hierin lag für die EU einer der
Gründe, an Österreich nun ein Exem-
pel zu statuieren.

Bei der Frage, wie mit demokratisch
gewählten Parteien der extremen Rech-
ten umzugehen sei, ist die Bewertung
und Erklärung ihrer Wahlerfolge von
entscheidender Bedeutung. Welche
Erklärungsmodelle liegen vor, und
welche Folgerungen lassen sich aus

diesen Modellen ziehen? Für die öf-
fentliche Debatte in der Bundesrepu-
blik Deutschland ist das Ettremisraf«-
moofe/Z, wie es von den Politikwissen-

schaftlern Uwe Backes und Eckhard
Jesse konzipiert wurde, die dominante
Deutungsvariante, wenn es darum geht,
die Mobilisierungserfolge der extre-
men Rechten zu erklären.

Dies gilt vor allem seit den achtziger
Jahren, in denen diesem Ansatz insbe-
sondere politisch zum Durchbruch ver-
holfen wurde. Einerseits bildet dieses
Modell die Grundlage für die Berichte
des deutschen Verfassungsschutzes
und hat damit direkte Auswirkungen
auf die Betätigungsmöglichkeiten all
der Gruppierungen, die unter den Ex-
tremismusbegriff subsumiert werden;
andererseits werden die umfangreichen
Publikationen von Backes/Jesse und
ihren Mitstreitern teilweise über die
Bundeszentrale für politische Bildung
offiziell vertrieben, teilweise umsonst
abgegeben, wodurch sich der Verbrei-
tungsgrad natürlich enorm erhöht. Die-
se Art der staatlichen Förderung ist
auch und gerade der inhaltlichen Aus-
richtung des Konzepts geschuldet, die
es genauer zu untersuchen gilt.

Neben dem seit 1989 erscheinenden
Jahrbuch „Extremismus und Demokra-
tie" kann man die 1996 erschienene

Neuauflage ihres Buches „Po/zfisc/zer
Exfrenzi.snzM.s in der ß«ndesrcpuZz/z7c
Dewf.sc/z/and" als einschlägige Zusam-
menfassung der vielfältigen Studien von
Backes/Jesse zum Thema ansehen. Hier
wird das gesamte Extremismuskonzept
theoretisch hergeleitet und konkreti-
siert. Der entscheidende Punkt in die-
sem Konzept ist die dichotomische Ge-

genüberstellung von „Extremismus"
und „demokratischem Verfassungs-
Staat": Alle politischen Gruppierungen,
die gegen Normen des demokratischen
Verfassungsstaates bundesdeutscher
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Prägung verstoßen, diese in Frage stel-
len oder verändern wollen, werden mit
dem Extremismusbegriff erfaßt und
fallen unter den Verdacht der Staats-
und Demokratiefeindlichkeit, unab-
hängig davon, welcher Art diese Infra-
gestellung oder intendierte Verände-

rung ist.
Dieses Extremismuskonzept fragt

also zunächst nicht nach der politi-
sehen und inhaltlichen Ausrichtung des

zu untersuchenden Gegenstandes, son-
dem nach seiner vermeintlichen Nähe
oder Ferne zum demokratischen Ver-
fassungsstaat. Linke und rechte Ab-
weichungen von dieser Norm unter-
scheiden sich in dieser Sicht nicht. Bei
Backes/Jesse heißt es dazu: „Der Be-

griff des politischen Extremismus soll
als Sammelbezeichnung für unter-
schiedliche politische Gesinnungen
und Bestrebungen fungieren, die sich
in der Ablehnung des demokratischen
Verfassungsstaates und seiner funda-
mentalen Werte und Spielregeln einig
wissen, sei es, daß das Prinzip mensch-
licher Fundamentalgleichheit negiert
(Rechtsextremismus), sei es, daß der

Gleichheitsgrundsatz auf alle Lebens-
bereiche ausgedehnt wird und die Idee
der individuellen Freiheit überlagert
(Kommunismus), sei es, daß jede Form
von Staatlichkeit als 'repressiv' gilt
(Anarchismus)."'

In einer solchen Betrachtungsweise
steht nicht mehr die inhaltliche Aus-
richtung des zu untersuchenden Ge-

genstandes im Mittelpunkt des Interes-

ses, sondern dessen Verhältnis zu ei-
nem Dritten, dem demokratischen Ver-
fassungsstaat. 'Extremismus' ist der
Terminus, womit linker und rechter
Extremismus schon begrifflich gleich-
gesetzt werden. Ob eine politische Be-

wegung sich für die Ausweitung des

Gleichheitsprinzips auch in den Be-
reich der Wirtschaft einsetzt oder eine

rassistisch begründete prinzipielle Un-
gleichheit der politischen und sozialen
Rechte fordert, beides wird mit dem

Extremismusbegriff belegt, wodurch
die Unterschiede zugunsten einer ver-
meintlichen Gemeinsamkeit verwischt
werden. So liegen Backes/Jesse zufol-
ge allen „extremistischen Doktrinen"
nämlich „totalitäre Argumentations-
strukturen" zugrunde mit dem „An-
spruch auf exklusiven Zugang zur hi-
storisch-politischen Wahrheit -gleich-
gültig, ob man sich auf die Gesetze der
Natur oder derVernunft beruft.Auch
hier wird der Unterschied zwischen
einer an Vernunftkriterien überprüfba-
ren und einer irrationalen Argumenta-
tion zugunsten angeblicher Gemein-
samkeiten negiert. Geradezu zwanghaft
wird jeder Form des rechten Extremis-
mus eine vergleichbare „Linksextremis-
mus"-Variante gegenübergestellt. So

bedauern Backes/Jesse in einem Auf-
satz über „Neue Linke und Neue Rech-

te", daß in der Literatur beide Phänome-

ne nur selten aufeinander bezogen wer-
den, obwohl sie doch „verblüffende
Gemeinsamkeiten" aufwiesen.^

Der Extremismus-Ansatz, wie er von
Backes/Jesse vertreten wird, ersetzt das

tradierte rechts-links-Schema durch
das Modell eines Hufeisens, in dem
sich die Extreme einander annähern.''

Neben der wissenschaftlichen Untaug-
lichkeit eines solchen Ansatzes inte-
ressieren hier auch dessen politische
Implikationen. Zunächst wird deutlich,
daß der Extremismus-Ansatz keine
Aussagen über die Gründe, das Entste-
hen und die inhaltliche Herleitung des

zu untersuchenden Phänomens macht.

Bezogen auf die extreme Rechte bleibt
damit die Bedeutung von Nationalis-

mus, Rassismus, Ideologie der Un-
gleichheit usw. völlig unterbelichtet.
Nicht die inhaltliche Dimension und

168 WIDERSPRUCH - 39/00



die wachsende Verbreitung rechtsex-
tremistischer Propaganda im Internet,
in der Gesellschaft rücken in den Mit-
telpunkt, sondern ihr Verhältnis zum
demokratischen Verfassungsstaat. Ge-

genstrategien können folglich nur als

staatliche Zwangsmaßnahmen verstan-
den werden, nicht als Ergebnisse sozia-
1er Ursachenforschung. Vollständig ta-
buisiert werden Erklärungsansätze, die
nach dem Entstehen rechtsextremer
Denkansätze aus der Mitte der Gesell-
schaft fragen, nach dem „Extremismus
der Mitte".^

Eine solche Sichtweise würde gera-
de die dichotomische Gegenüberstel-
lung von der demokratischen Mitte des

Verfassungsstaates und den Extremen
rechts und links unterlaufen. Backes/
Jesse wenden sich strikt gegen eine
solche Interpretation und leugnen jede
Verbindung dieser Mitte zu den Extre-
mismenÄ Vielmehr erblicken sie in
einem solchen Interpretationsansatz
den Versuch 'extremer' Linker, „die
regierenden Parteien auf die Anklage-
bank zu stellen.'"'

Auch der Aussage, das politisch-kul-
turelle Gefüge der Bundesrepublik
habe sich in den letzten zwanzig Jahren

eindeutig nach rechts verschoben, wi-
dersprechen sie und gehen ganz im
Gegenteil von einer Linksentwicklung
aus. Ein Grund für diese doch recht
eigenwillige Sichtweise mag in der
Tatsache liegen, daß sie selbst zusam-
men mit Autoren veröffentlichen, die
dem Umfeld der „Neuen Rechten" zu-
gerechnet werden, so etwa Rainer Zi-
telmann.^ Jedoch läßt sich für den

Aufstieg der extremen Rechten und
auch und vor allem einer intellektuell
ausgerichteten sogenannten 'Neuen
Rechten' in der Bundesrepublik
Deutschland gerade die neokonserva-
tive Politik seit den achtziger Jahren
ausmachen: Hier wurde eine massive

Renationalisierung der Politik betrie-
ben, getragen von einem latenten Ras-
sismus (Asyldiskussion) und einem
manifesten Geschichtsrevisionismus
(Historikerstreit).''

Die seit Beginn der neunziger Jahre
immer alltäglicher werdenden rassisti-
sehen Anschläge auf Menschen, die als

'Fremde' und 'Ausländer' sich angeb-
lieh nicht den gängigen Normvorstel-
lungen anpassten, die teilweise er-
schreckenden Wahlerfolge von Partei-
en wie der DVU, aber auch die Remili-
tarisierung der deutschen Außenpoli-
tik und die nationalistische Tendenz,
die faschistische Vergangenheit in ih-
ren politischen Konsequenzen für die

Gegenwart zu relativieren, sind selbst

Komponenten der politischen Rechts-
wende, die sich jedoch mit dem von
Backes/Jesse vertretenen Extremis-
mus-Konzept nicht erklären lassen.

Nun stellt das Extremismus-Konzept
die politisch aktualisierte und für den

politischen Tagesgebrauch nutzbar ge-
machte Version der klassischen Totali-
tarismustheorie dar. In deren klassi-
scher Variante, wie sie der Politikwis-
senschaftler Carl Joachim Friedrich in
den fünfziger Jahren erarbeitet hat,
wurde anhand eines sechs Punkte um-
fassenden Kriterienkatalogs eine

Gleichsetzung von Faschismus und
Kommunismus als zweier Spielarten
des Totalitarismus vorgenommen.
Auch hier wird von den konkreten In-
halten und historischen Besonderhei-
ten der zu untersuchenden Gegenstän-
de abstrahiert, und ebenso wie im Ex-
tremismuskonzept wird der demokrati-
sehe Verfassungsstaat westlicher Prä-

gung zum idealtypischen Gegenpol der

Totalitarismen.In Anbetracht der
Ähnlichkeit beider Konzepte verwun-
dert es nicht, daß Jesse entscheidend an
der Renaissance des Totalitarismus-
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Konzepts in den neunziger Jahren be-

teiligt" und Uwe Backes am Dresdner
Hannah-Arendt-Institut für Totalitaris-
musforschung beschäftigt ist.

Die Wiederbelebung der Totalitaris-
mustheorie ist neben dem Extremismus-

konzept das zweite Standbein einer gan-
zen Gruppe einflußreicher Wissen-
schaftler, die systematisch an der Ver-
Schiebung der politischen Koordinaten
nach rechts arbeiten und eine Gefähr-

dung des 'demokratischen Verfassungs-
Staates' vornehmlich durch die Linken
erkennen wollen. Zu dieser Einschät-

zung kommt jedenfalls Karl Heinz
Roth. " Für ihn stehen Aufschwung und

Wiederbelebung von Extremismus-
bzw. Totalitarismustheorie im Zusam-
menhang mit der generellen konservati-
ven Offensive seit dem Ende der siebzi-

ger Jahre. Ihre ideologisch-politische
Funktion bestand hauptsächlich im An-
tikommunismus, in der Diskreditierung
des Realsozialismus und dessen Hinter-
lassenschaft nach 1990."

In der Tat läßt sich gerade für die Zeit
nach 1989/90 ein verstärkter Rekurs auf
das Totalitarismus-Paradigma beobach-

ten, vor allem im Zusammenhang mit
der Aufarbeitung der DDR-Vergangen-
heit und den Diskussionen um das

'Schwarzbuch des Kommunismus'."
Jedoch waren es nicht nur konservative
Wissenschaftler und Publizisten, die an
dieser Aufwertung beteiligt waren.
Nach dem Zusammenbruch der realso-
zialistischen Staaten entdeckten auch

einige 68er Linke die Vorzüge des To-
talitarismus-Konzepts. "

Zwar gibt es nach wie vor Kritik am
überkommenen Totalitarismus-Kon-
zept, aber einige wichtige ehemalige
Kritiker dieses Ansatzes haben inzwi-
sehen die Position gewechselt: So rela-
tivierte der Historiker Heinrich August
Winkler im Zuge der 'Schwarzbuch-
Debatte' seine Position im Historiker-

streit aus den achtziger Jahren und kann
mittlerweile auch der am Totalitaris-
musbegrifforientierten Sichtweise von
Ernst Nolte etwas abgewinnen.'®

Die Kritik am aktuellen Totalitaris-
mus-Konzept wird vor allem von ei-
nem kleinen Kreis der politischen und
wissenschaftlichen Linken geleistet,
wobei in den meisten Arbeiten die ein-
deutig politische Konnotation des Kon-
zepts in den Mittelpunkt der Kritik ge-
rückt und dieses als Kampfinstrument
des Neokonservatismus eingeschätzt
wird." So verdeutlicht Roth an Bei-
spiel der Bundestags-Enquete-Kom-
mission zur Aufarbeitung der DDR-
Geschichte den Einfluß derTotalitaris-
mustheorie und der damit einherge-
henden vollständigen Delegitimierung
der DDR von Anfang an. Bei Michael
Schöngarth wird untersucht, wie eine
so begründete Delegitimierung direkte
Auswirkungen aufdie politischen Ver-
änderungen auch in der Bundesrepu-
blik gehabt hat. Die Diskreditierung
der DDR als totalitärer Versorgungs-
Staat fand im politischen Diskurs nach
1989/90 seinen praktischen Nutzen
beim neoliberalen Vorstoß, sozialstaat-
liehe Standards zu delegitimieren, um
sie schließlich massiv einzuschränken.

Daneben gibt es eine Kritik, die den

Anspruch der Totalitarismustheorie,
eine wissenschaftliche Erklärung für
die Gewaltphänomene des Faschismus
und Kommunismus zu bieten, einge-
hend untersucht. "Die Ergebnisse sind
für den politik- und geschichtswissen-
schaftlichen Forschungsprozess zu-
meist unbrauchbar. Dennoch gehört das

Konstrukt vom „rot-braunen Totalita-
rismus" heute zum festen Bestandteil
vergangenheitspolitischer Sprachrege-
lungen im rechtsbürgerlichen Kontext
(vgl. Müller 2000), teils im sozialde-
mokratischen ebenso (Kratz 1995).
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Wie sieht aber nun die bürgerlich-libe-
rale Alternative zum Konzept des Ex-
tremismus/Totalitarismus aus? Der de-
mokratische Verfassungsstaat, wie er
von Backes/Jesse vorgestellt wird, ist
eine Mischung aus Demokratie und
Konstitutionalismus, wobei letzterer
die teilweise Einschränkung der De-
mokratie in einem repräsentativen, plu-
ralistischen System und damit den
Schutz von Minderheiten bzw. von in-
dividuellen Freiheitsrechten bedeu-
tet.'" Nicht die Volkssouveränität ist
das zentrale Kennzeichen des so ver-
standenen Verfassungsstaates, sondern
die konstitutionelle Einschränkung von
weitergehenden demokratischen Parti-
zipationsmöglichkeiten. Für Backes/
Jesse sind „die heutigen 'westlichen'
Regierungssysteme mit dem Begriff
der 'Demokratie' allein unzureichend
umschrieben Sie bilden vielmehr
eine historische Synthese aus älteren
konstitutionellen Traditionen der Frei-
heitssicherung und Machtbeschrän-
kung mit dem Ethos und den politi-
sehen Hauptforderungen des demokra-
tischen Zeitalters (...)."^

An die Adresse der Kritiker der „an-
titotalitären" oder „wehrhaften Demo-
kratie" richtet sich ihre Bemerkung:
„Nicht alle Verfechter demokratischer

Prinzipien mochten sich mit der Be-
Währung überlieferter Werte, die dem
soeben erkämpften Grundsatz der
Volkssouveränität Schranken auferleg-
ten, wirklich anfreunden."^' Da diese

Einschränkung der Volkssouveränität
jedoch zum Zentralbestand des demo-
kratischen Verfassungsstaates gehört,
fallen für Backes/Jesse auch alle Be-
strebungen, diese Einschränkung zu
überwinden, unter Extremismusver-
dacht. Von hier aus ist es unschwer zu
erklären, warum es bürgerlicherseits
zu einer eklatanten Unterschätzung des

Einsickerns rechtsextremen Gedanken-

guts in die politische Mitte kommt. Die
politische Funktion des Extremismus-
Konzepts liegt somit auch in einer Im-
munisierung des real existierenden de-

mokratischen Verfassungsstaates ge-
gen jede Form von substantieller Kri-
tik.

Das Extremismusmodell ist als ana-
lytische Kategorie für die Untersu-
chung der Zunahme der extremen
Rechten weitgehend nutzlos. Mit sei-

nem Instrumentarium lassen sich die
Gründe für diese Mobilisierungserfol-
ge nicht ermitteln, bleiben die inhaltli-
che Dimension der extremen Rechten,
die Verbreitung ihrer Ideologeme in
weiten Teilen der Bevölkerung unge-
klärt. Es handelt sich hier vielmehr um
ein staatlich gefördertes Konzept zur
ideologischen Absicherung des „de-
mokratischen Verfassungsstaates"
westlicher Prägung. Der konstitutive
Antiutopismus dieses Modells trifft
sich mit einer Geschichtsvorstellung,
die nach dem Ende des Ost-West-Kon-
flikts die 'liberale Demokratie' westli-
eher Prägung zum Endpunkt der Ge-
schichte erklärte, provokativ zusam-
mengefaßt in der Schrift von Francis
Fukuyama vom 'Ende der Geschichte '.

Angesichts der Mobiiisierungserfol-
ge der extremen Rechten in Europa, die
sich nicht nur auf die jüngste Entwick-
lung in Österreich beschränken las-
sen,^ ist ein Erklärungsmodell erfor-
derlich, das die tatsächlichen sozialen,

ideologischen und historischen Ursa-
chen hierfür benennt. Vor dem Hinter-
grund, daß rechtsextreme und fremden-
feindliche Einstellungen in Deutschland
mittlerweile zur etablierten Jugendkul-
tur gezählt werden müssen, daß in vie-
len ländlichen Gebieten von „national
befreiten Zonen" gesprochen wird, in
denen sich nicht-deutsche Menschen

nur unter Lebensgefahr aufhalten kön-
nen (s. den Bericht von B.Honnigfort
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in FR, 8.5.2000), wird die Dringlich-
keit von angemessenen Erklärungen
und daraus sich ergebenden Gegen-
Strategien deutlich. Solche Erklärungs-
ansätze liegen vor und werden in der

Politikwissenschaft auch rezipiert.-'
Jedoch käme es darauf an, die ver-
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Alex Sutter

Kultureller Pluralismus im Grundrechtskonflikt

Die Diskussion über die Wechselwir-
kung von Recht und Identitätspolitik'
hat im deutschsprachigen Raum gera-
de erst begonnen. Die Rechtsprechung
ist eines der wichtigsten Handlungsfel-
der, wo sich praktisch zeigt, wie ein
Gemeinwesen mit Ansprüchen umgeht,
die sich auf ein kulturelles Anders-
Sein berufen. Walter Kälin hat sich mit
dem Buch GntwafrecAfe /'m ÀA/mrtoi-
/Zifcf drei Ziele gesetzt: Erstens, Wissen
über die Rechtsprechung zu „kulturell
bedingten" Grundrechtskonflikten in
der Schweiz, Deutschland und weite-
ren westlichen Ländern zu vermitteln;
zweitens die theoretischen Grundlagen
dieser gerichtlichen Praxis aufzuarbei-
ten und drittens reflektierte Strategien
für die Lösung solcher Konflikte zu
erarbeiten (Kälin 2000, 17).

Ein Grundrechtskonflikt ist in der

Terminologie von Kälin dann „kultu-
rell bedingt", wenn sich wenigstens
eine Partei auf kulturelle Werte oder
Praktiken bezieht, um ein Recht auf
Anderssein zu begründen oder zu be-
streiten (S. 25). Diese subjektivistische
Vorannahme hängt systematisch mit
dem grundrechtlichen Zugang zusam-
men: Grundrechte wie die Religions-
freiheit schützen nicht „Kulturen", son-
dem im besten Falle Individuen, die
selbst definieren, was ihre kulturelle
Identität ausmacht (S. 28). Es fragt sich

allerdings, ob Kälin diesen betont agno-
stischen Zugang zur kulturellen Identi-
tät in der Folge durchhalten kann.

Kälin richtet den Fokus seiner Un-
tersuchung auf den Migrationskontext
in westlichen Einwanderungsgesell-
Schäften, insbesondere der Schweiz.
Hinweise auf analoge Problemlagen im
Verhältnis des Staates zu einheimi-

sehen kulturellen Minderheiten, etwa
christlichen Sekten, machen deutlich,
dass es sich rechtlich gesehen keines-

wegs um eine migrationsspezifische
Thematik handelt. Inhaltlich behandelt
Kälin teilweise bekannte Fälle wie die

Dispensation eines muslimischen Mäd-
chens vom Schwimmbadunterricht
oder das Verbot für eine Genfer Leh-
rerin muslimischen Glaubens, im Un-
terricht ein Kopftuch zu tragen: beides
Entscheide des schweizerischen Bun-
desgerichts aus den neunziger Jahren,
die in der Öffentlichkeit kontrovers
aufgenommen wurden. Aber auch vie-
le andere weniger spektakuläre Ge-
richtsentscheide und Gesetzesbestim-

mungen etwa bezogen auf Zwangshei-
raten und Kinderehen, auf das Schächt-
verbot, auf das Recht auf koscheres
Essen in staatlichen Anstalten etc. wer-
den teilweise ausführlich kommentiert.

Die klare Systematik und die reich-
haltigen Fallbeispiele in den mittleren
drei Kapiteln geben dem Buch eine

tragfähige Struktur und einen hohen
Gebrauchswert. Kälin unterscheidet
die staatliche, die öffentliche und die
private Sphäre. Die Problemlage für
kulturelle Grundrechtskonflikte ist laut
Kälin in jeder dieser Sphären eine an-
dere: Im Bereich der .vfaaf/ic/ien Sp/iä-
re, wo eine Person, wie zum Beispiel
im Gefängnis, dem direkten Zugriff
der Staatsmacht ausgesetzt ist, geht es

hauptsächlich um Rechtsgleichheit, das

heisst das Verbot der Diskriminierung
von Angehörigen kultureller Minder-
heiten und den Genuss gleichwertiger
kultureller Rechte, wie sie den Ange-
hörigen der Mehrheit zugestanden wer-
den. Auf überzeugende Weise über-

trägt Kälin das aus der Geschlechter-
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Gleichstellungsdiskussion bekannte

Konzept der indirekten Diskriminie-
rung auf die verwandte Problemlage.
Wenn in einer staatlich kontrollierten
Lebenssituation wie dem Militärdienst
alle denselben Regeln unterworfen
werden, so kann das unter Umständen
für Angehörige kultureller Minderhei-
ten eine starke Benachteiligung bedeu-

ten, zum Beispiel in Fällen, wo die

Regel selbst im Widerspruch zu einer
Norm einer kulturellen Minderheit
steht. Als gerechte Lösungsansätze bie-
ten sich Ausnahmeregelungen an, bis-
weilen auch der Anspruch auf beson-
dere staatliche Leistungen wie bei-
spielsweise einen speziellen Menuplan
für die Angehörigen einer bestimmten
Minderheit.

In der bjffent/ic/jen Spkäre - darun-
ter fällt der Schulbereich ebenso wie
die Arbeitswelt - steht das Abwägen
zwischen den Interessen der struktu-
rellen Integration und der kulturellen
Autonomie zur Debatte. Ausnahmere-
gelungen und Dispensationen sind als

Resultat der Güterabwägung ebenso

möglich wie Verbote und andere Be-

schränkungen der kulturellen Freiheit.
Im Pn'vafèerei'c/i schliesslich sind nor-
malerweise verbotene staatliche Ein-
griffe aufgrund von Grenzen der Tole-
ranz die zentrale Herausforderung. Es

ist ein weiteres Verdienst von Kälin,
dass er die menschenrechtliche Theo-
rie der staatlichen Schutzpflichten im
Bereich der Familie und der Privat-
Sphäre in einer Liste von präzisen Kri-
terien für staatliche Eingriffe konkreti-
siert. Dazu gehören unter anderem völ-
kerrechtliche Normen wie das Verbot
der Zwangsheirat, der Schutz des

Kindswohls, der Schutz von Erwach-
senen vor schwerer physischer oder

psychischer Gefährdung, der Verstoss

gegen den ordre public, etc. (S. 215f.).
Die Grundrechtsdogmatik lässt ei-

nen nicht unerheblichen weltanschau-
liehen Spielraum offen, um einen kul-
turellen Grundrechtskonflikt auf die
eine oder andere Art zu entscheiden.
Deshalb haben die angewandten
„grundrechtspolitischen Konzepte" ein

grosses Gewicht, beziehen die Recht-
sprechenden aus ihnen doch das argu-
mentative Instrumentarium, um ihre
Entscheide zu begründen. Kälin stellt
im ersten Kapitel folgende „Grund-
rechtspolitiken" auf derselben Ebene
nebeneinander: die Politik der Neutra-
lität, die Politik der eigenen Identität,
die Politik des Minderheitenschutzes,
die Politik der Anerkennung und die
Politik des Multikulturalismus. Diese
Systematik vermag jedoch nicht zu
überzeugen, unterscheiden sich die drei
letztgenannten Konzepte doch eher
durch unterschiedliche Akzentsetzun-

gen und methodische Zugänge als
durch ihre Zielsetzungen.

Das von Kälin bevorzugte und ge-
förderte Konzept ist die Anerkennung
von kulturellen Minderheitenidentitä-
ten als Argument zur Durchsetzung
individueller Grundrechte. Diese so-

genannte „Politik der Anerkennung"
hat zwei hauptsächliche Inspirations-
quellen: eine kommunitaristische Va-
riante in Gestalt des bekannten Essays

von Charles Taylor (1993), und eine
liberale in Gestalt der differenzierten
Theorie von Will Kymlicka, die seit
kurzem in einer gerafften Version un-
ter dem Titel und
Demokratie auf deutsch zugänglich ist
(Kymlicka 1999, 7-83). Leider hat es

Kälin versäumt, die für Kymlicka ent-
scheidende Unterscheidung von natio-
nalen und eingewanderten Minderhei-
ten zu berücksichtigen. Erstere sind
„historisch ansässige, territorial ver-
dichtete und vormals selbstbestimmt
regierte Kulturen, deren Siedlungsge-
biet einem grösseren Staat eingeglie-
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dert worden ist" (S. 16). Diese von
einem Staat kolonisierten nationalen
Minderheiten entwickeln fast zwangs-
läufig einen politischen Ethnonationa-
lismus, um den Anspruch auf ihre „ge-
seilschaftliche Kultur" geltend zu ma-
chen. Die Forderungen können grund-
sätzlich in Form des Aufbaus eigen-
sprachlicher Institutionen im Rahmen
einer föderalen Staatsreform eingelöst
werden. Voraussetzung dafür ist die
staatliche Anerkennung der nationalen
Minderheit als autonomer kollektiver
Einheit (vgl. Kymlicka 1999, 31).

Diese starke Bedeutung einer „Poli-
tik der Anerkennung" versucht Kym-
licka im Rahmen des politischen Libe-
ralismus mit dem Argument der exi-
stentiellen Bedeutung der „gesell-
schaftlichen Kultur" für das einzelne
Individuum zu stützen. Die berechtigte
Kritik von Seyla Benhabib (1999, 46-
53) setzt genau an diesem Punkt ein:

Kymlicka neige dazu, den kulturellen
Kontext der nationalen Gruppe als eine

homogene Ganzheit zu idealisieren.
Damit gleite er ungewollt von der Ebe-

ne der theoretischen Analyse in das

Fahrwasser der Nacherzählung natio-
nalistischer Mythen, die er letztlich
theoretisch bekräftigt.

Ungeachtet dieser Kritik bezieht sich
Kälin auf Kymlickas Argument der

„identitätsstiftenden Bedeutung des

kulturellen Kontextes", um seine posi-
tive Haltung gegenüber einer Politik
der Anerkennung zu begründen (Kälin
2000,74). Dies erscheint in zweifacher
Hinsicht als ungereimt: Erstens hat

Kymlicka sein starkes Argument der

Anerkennung der gesellschaftlichen
Kultur nur auf die nariona/en, nicht auf
die eingewanderten Minderheiten be-

zogen, mit welchen sich Kälin aus-
schliesslich beschäftigt. Und zweitens
hat sich Kälin selbst explizit gegen die

„Anerkennung von Kulturen als fest-

gefügte Einheiten" ausgesprochen, um
sein Konzept des kulturellen Pluralis-
mus gegen den Multikulturalismus ab-

zugrenzen (S. 27). Der Widerspruch
wäre vermeidbar gewesen, hätte Kälin
an Kymlickas Darstellung der Problem-

läge eingewanderter Minderheiten an-
geknüpft. Dies hätte zu einer Ausein-
andersetzung über konkrete gruppen-
differenzierte Individualrechte geführt,
die Kymlicka für Angehörige einge-
wanderter Minderheiten zum Aus-
gleich für kulturell begründete Benach-

teiligungen befürwortet (Kymlicka
1999, 61f.). In diesem Kontext stellt
sich nicht mehr die Frage der Anerken-

nung von Minderheitenidentitäten,
sondern der Anerkennung von spezifi-
sehen Ungerechtigkeiten und des An-
spruchs aufeinen gerechten Ausgleich.
(Für weiterführende Überlegungen im
Bereich der Rechtsetzung vgl. Sutter
2000)

Doch Kälin kann und will sich auf-
grund seines limitierten grundrechts-
praktischen Ansatzes die Frage gar
nicht stellen, welche zusätzlichen spe-
zifischen Grundrechte sinnvoll wären,
um den legitimen Belangen der Ange-
hörigen kultureller Minderheiten Ge-

rechtigkeit widerfahren zu lassen. Er
muss sich zwangsläufig auf die gege-
benen Grundrechte und daran geknüpf-
te Grundrechtsfälle beschränken. So

fallen wichtige Fragestellungen wie
jene nach gerechtfertigten Ansprüchen
von eingewanderten Minderheiten im
Bereich der Sprachenrechte von vorn-
herein aus seinem Raster heraus (S.

20).
Für die Ebene der Rechtsprechung

setzt Kälin wie gesehen auf die ver-
mehrte Anerkennung kultureller Min-
derheitenidentitäten. Er möchte diese
Formel als minderheitenfreundliches
Gegensteuer zum Neutralitätsprinzip
in die Grundrechtsdogmatik einführen
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(Kälin 2000, 83). Zu wenig bedacht ist
die Tatsache, dass sich auch ethnona-
tionalistische und religiös fundamen-
talistische Ideologien auf das Prinzip
der Anerkennung von Gruppenidenti-
tat berufen (Vgl. Meyer 1997). Für den

Kontext des Grundrechtskonflikts wäre
eine sachlichere Bezeichnung des neu-
en Prinzips angemessener gewesen,
etwa P/ücBf der Pec/itsprec/jung zwr
ßerMcfcs/cAfigMng kw/fureder Beson-
der/teZfen, inso/era st'e/wrtite Befrojffe-
nen sidy'ekfZv wZcAfZg iZnd.

Dass Kälin auf der missverständli-
chen Formel der „Politik der Anerken-
nung" beharrt, ist um so erstaunlicher,
als er sich damit im Widerspruch zum
eingangs erwähnten agnostischen
Grundsatz das Problem einhandelt,
„kulturelle Identität" als einen objekti-
vierbaren Bezugspunkt setzen zu müs-
sen. Die Behauptung, dass es nicht dar-

um gehe, konkrete kulturelle Inhalt ei-
ner Gruppenidentität zu schützen, son-
dem „durch Anerkennung sicherzustel-

len, dass die Gruppe als solche existie-
ren und sich selbst weiterentwickeln
kann" (S. 77), vermag nicht zu über-

zeugen. Denn was bedeutet „Anerken-
nung der kulturellen Identität" im
Grundrechtsstreit anderes als die rieh-
terliche Anerkennung, dass eine be-
stimmte kulturelle Praxis erstens zur
Kultur einer Gruppe gehört und zwei-
tens für die persönliche Identität eines
bestimmten Gruppenmitglieds wesent-
lieh ist? Das heisst, das Gericht ist

gezwungen, objektivierende Urteile
über die kulturelle Identität einer Grup-
pe und eines Individuums zu fällen.
Dies widerspricht dem heutigen Stand
des sozialwissenschaftlichen Problem-
bewusstseins, das von Kälin durchaus

rezipiert wird. Doch auch wenn er sich
in seinen theoretischen Ausführungen
vom essentialistischen Kulturbegriff
distanziert, führt das Konzept der An-
erkennung kultureller Identität in der

Grundrechtspraxis unweigerlich dar-
auf zurück.

Anmerkung

1. Zur Kontextuierung des Begriffs „Identi-
tätspolitik" vgl. u.a. die Erläuterung von
Nancy Fraser: „Der .postsozialistische'
Zustand betrifft einen Wechsel in der
Grammatik der politischen Forderungen.
Forderungen einzelner Gruppen nach der

Anerkennung ihrer Differenz sind in letz-
ter Zeit zunehmend in den Vordergrund
gerückt und haben manchmal sogar For-

derungen nach sozialer Gleichheit ver-
drängt. Empirisch haben wir den

Aufstieg der .Identitätspolitik' beobach-
ten können, den Bedeutungsverlust des

Klassenbegriffs und bis vor kurzem den

damit einhergehenden Niedergang der So-

zialdemokratie. Genauer betrachtet, erle-
ben wir jedoch einen offenkundigen Wan-
del der politischen Vorstellungen, insbe-
sondere der Vorstellung von Gerechtig-

keit. Das Ergebnis ist eine Abkoppe-
lung kultureller von sozialer Politik und
die verhältnismässig starke Verdrängung
der letzten durch die erste." (Fraser 1997,
2, zit. n. Benhabib 1999,33) Seyla Benha-
bib (1999, 15f.) hat daran erinnert, dass

die Heraufkunft der Identitätspolitik in
der westlichen Welt eng mit den neuen
sozialen Bewegungen verknüpft war, der
Frauen- und Umweltbewegung ebenso
wie der Schwulen-, Lesben- und den re-
gionalistischen Alternativ-Bewegungen
der Siebziger- und Achtzigerjahre. Über-

lagert wurden diese immanenten Identi-
tätspolitiken durch radikale ethnonatio-
nalistische Bewegungen wie jener der
Basken oder der Kurden, deren Bezugs-
punkte auf den weltweiten Prozess der

Entkolonialisierung verweisen.
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Slavoj Zizek: Ein Plädoyer für die
Intoleranz. Passagen Verlag, Wien
1998 (110 S. Fr. 28.-)

Die zur Zeit meinungsbildenden pseu-
do-politischen Auseinandersetzungen
sind von zwei immer wieder zu verneh-
menden Prämissen geprägt:

Zum einen wird ohne Unterlass auf
den endgültigen Sieg des kapitalisti-
sehen Vergesellschaftungssystems ge-
pocht sowie die Unausweichlichkeit
und Alternativlosigkeit des Kapitalis-
mus behauptet. Zum anderen wird eine

gravierende Zunahme von erfahrbaren
Differenzen, von Ausgrenzungen kon-
statiert, welche die konkrete Frage nach

Toleranz wieder in den Mittelpunkt
stellt. Wie ist das friedliche Miteinan-
der zwischen sich selbst als ethnisch
einheitliche Identitäten wahrnehmen-
den Gruppen möglich, oder wie kann
die Zivilisierung der Differenz reali-
siert werden, wo doch innergemein-
schaftliche Homogenität als entschei-
dendes Kriterium der Staatenbildung
anerkannt ist. Wie muss Toleranz ge-
dacht werden, welche Form muss sie

annehmen, um Basis des multikultu-
rellen Zusammenlebens zu sein?

Der Zusammenhang dieser beiden
Prämissen wird zumeist ideologisch
verschleiert oder nicht erkannt. Anders
der slowenische Psychoanalytiker und
kritische Theoretiker Slavoj Zizek. Er-
innernd an die Analyse der 'repressiven
Toleranz' von Herbert Marcuse, steht er
im wohltuenden klaren Gegensatz zu all

denjenigen Autoren, die eifrig bemüht
sind, eine permanente Feier des toleran-
ten multikulturellen Miteinanders zu ze-
lebrieren. Er eröffnet denen die Rech-

nung, die selbst noch in der Tradition
gemeinhin abstrakt gültiger Mensch-
lichkeit von Brutalität und Gewalt
abstrahieren, die imNamen selbiger erst
historisch ihre Voraussetzungen schuf.
Für Zizek ist der so freimütig prokla-
mierte Multikulturalismus die Ideolo-
gie des derzeitigen globalen Kapitalis-
mus. In seinem Buch „Ein Plädoyer für
die Intoleranz" fragt Zizek nach den

Bedingungen, unter denen Toleranz in
dieser- wie er es nennt - postmodernen
Post-Politik besteht, und inwieweit
Toleranz besonders in ihrer multikul-
turellen Ausprägung nicht eher der Er-
haltung einer repressiven Gesellschaft
dient denn der Herstellung befreiender
und humanisierender Kräfte.
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Konstitutiv für Zizeks Argumentati-
on ist, dass das heutige postpolitische
Zeitalter des Endes der Ideologie (S.93)
eine radikale Entpolitisierung der

Sphäre des Ökonomischen voraussetzt.
Mit ihr einher geht die Ausblendung
des gesellschaftlichen Antagonismus,
der über die Exklusion von Extremen

abgewickelt wird und zur ideologisier-
ten Konstruktion einer 'radikalen Mit-
te' führt. Besondere Auswirkungen hat
dieses auf die Teile der Linken, welche
den globalen Kapitalismus mittlerwei-
le als unveränderbare Tatsache akzep-
tiert haben und nun die Probleme kul-
tureller Identität, des Sexismus und
Rassismus isoliert von ökonomischen
Kämpfen behandeln. Nach Zizek wird
das ökonomische Problem - der ekla-
tanten exzessiven Ausbeutung der
Masse der Bevölkerung - unmerklich
in ein Problem ethnischer Toleranz und

Xenophobie verwandelt. Kennzeich-
nend für die Post-Politik, so Zizek, ist,
dass sie versucht, alle Formen der Po-

litisierung zu verhindern. Als Identi-
tätspolitik, postmodern und multikul-
turell, „die auf die tolerante Koexi-
Stenz von ewig sich wandelnden 'hy-
briden' Life-Style-Gruppen setzt, die
in endlose Untergruppen aufgespalten
werden" (S.61), lässt sie jeder dieser

partikularen Life-Style-Gruppen ihren
rechten Platz in der gesellschaftlichen
Struktur zukommen.

Jede partikulare Gruppe gilt etwas in
ihrem spezifischen Status. Partikulare
Forderungen werden auf ihren partiku-
laren Inhalt hin reduziert und im Klima
nivellierender Anerkennung entpoliti-
siert. „Kein Wunder, daß eine solche
alles erstickende Schließung 'irratio-
nale' Gewaltausbrüche als die einzige
Form hervorruft, der Dimension jen-
seits des Partikularen einen Ausdruck
zu verleihen."(S.50)

Die einzelnen Subjekte, nur noch auf

ihre Partikularität reduziert und sich

ohnmächtig fühlend in bezug auf das

Allgemeine, erfahren das gesellschaft-
liehe Leben als „nicht-substantiell"
(S.59). Sie versuchen aber dennoch
dem „postpolitisch liberal-demokrati-
sehen global kapitalistischen Regime",
dem „Regime des Nicht-Ereignisses",
eine solche gesellschaftliche Erfahrung
abzugewinnen.

Doch was ist eine solche substantiel-
le Erfahrung? „Es ist der gewaltige
emotionale Augenblick der 'Wiederer-
kennung', wenn jemand sich seiner
'Wurzeln' bewußt wird ganz
plötzlich, in der Welt umhergetrieben,
findet man sich im Griff einer Sehn-
sucht nach einem 'Zuhause'", es ist die

„gewalttätige Rückkehr zu den un-
terschiedlichen Formen der ethnischen
und/oder religiösen 'Substanz'" (S.59).
Die Erfahrung des nicht-substantiellen
Lebens und das gleichzeitige Streben
nach substantieller gesellschaftlicher
Erfahrung kennzeichnen „einen inhä-
renten Bruch im Feld der partikularen
Identitäten selbst, der durch das Los-
brechen der kapitalistischen Globali-
sierung verursacht wurde." (S.60)

Es ist also für Zizek die in der kapi-
talistischen Globalisierung entsubstan-
tialisierte Erfahrungswelt, die unser
Gefühl für ethnische und andere For-
men der Gemeinschaftszugehörigkeit
affiziert. Die tolerante Koexistenz von
sogenanntem 'Fundamentalismus' und
postmoderner multikultureller Identi-
tätspolitik ist nach Ansicht von Zizek in
ihrer unablässig wiederkehrenden Di-
versifikation nur vor dem Hintergrund
der kapitalistischen Globalisierung
möglich, denn das einzige Verbindungs-
moment dieser multiplen Gruppen ist
das Kapital selbst, „immer bereit, die
spezifischen Forderungen jeder Gruppe
zu befriedigen (schwuler Tourismus,
Hispano- Musik ...)." (S.61) Folglich
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ist die 'Rückkehr zur Substanz', zu den

Wurzeln, angesichts des über Gewalt-
Verhältnisse vermittelten kapitalisti-
sehen Marktes gar nicht möglich. Sie

ist nur Ideologie und als solche ein

Pseudo-Ereignis, der Schein eines Er-
eignisses - zwar real - doch eine poli-
tische Leidenschaft der Unterschei-
dung und Konfrontation stirbt ab, und
wir sind eimal mehr in dem von Ador-
no beschriebenen klaustrophobischen
Raum der verwalteten Welt einge-
sperrt, in der sich das Netz immer stär-
ker verdichtet.

Das postpolitische multikulturalisti-
sehe Universum der Toleranz, das als

Vision und Praxis eine „Einheit der

Verschiedenartigen" (S.45) propagiert,
läßt nach Zizek nur einen Unterschied
zu: „die protosublimatorische Geste der

Erhöhung des kontingenten Anderen
in die 'absolute Andersartigkeit ' eines

unmöglichen Dings in der Gestalt äuß-

erster Bedrohung unserer Identität -
etwas, das vernichtet werden muß,

wenn wir überleben wollen." (S.44)
Reiner, nackter „Hass auf die An-

dersheit" (S.44) entsteht, der noch ein-
mal mehr dadurch angeheizt wird, dass

es so scheint, als ob der Andere, immer
als Absolutum gedacht, die mir so ver-
wehrte substantielle Erfahrung macht.

Gleichzeitig wittert der Rassist einen

unerträglichen Genussüberschuss, eine

von ihm in den Anderen hineinproje-
zierte Form des Mehrgenießens. Das,
was uns am Anderen 'stört', struktu-
riert sich in Phantasien wie zum Bei-
spiel politische und/oder sexuelle All-
macht des Anderen, der man geneigt
ist, einen Schlag zu versetzen (S.44).

Die somit auftretende exzessive Ge-
wait stellt für Zizek eine Identität zwi-
sehen Post-Politik und eben jener Ge-
wait dar. Sie ist der elementare Kurz-
schluss im Verhältnis des Subjekts zur
fehlenden Objektursache seines Begeh-

rens, wobei für Zizek Begehren immer
Begehren eines Anderen heißt. Das
verweist auf die Beschaffenheit des

Subjekts: geprägt ist eben jenes Sub-

jekt von der konstitutiven Spannung
zwischen der fundamentalen Phantasie

(ontologisch bestimmter phantasmati-
scher Kern meines Seins - ein gerade-
zu nicht vergesellschafteter Rest im
Subjekt) und der durch diese Phantasie

regulierten sozio-symbolischen Reali-
tät. Entscheidend hier, dass eben jene
Phantasie verdrängt bleiben muß. Nä-
hert sich das Subjekt diesem phantas-
matischen Kern zu sehr, verfällt seine

Identität, sein symbolischer Zusam-
menhang vergeht.

FürZizek beruht die Ich-Genese eben

auf dem Verdrängungsmechanismus
und somit auf Triebverzicht, den jedes
Individuum leisten muss, um gesell-
schaftsfähig zu bleiben. Dieser von je-
dem und jeder zu leistende Triebver-
zieht präformiert die Wahrnehmung
und das Verhältnis zum Anderen.
Mahnt er nicht durch die Fiktion des

Mehr an Genuss, der privilegierten
Beziehung zum Objekt, die ich im und
am Anderen imaginiere, an die eigenen
Versagungen gegenüber der Lust, ge-
genüber dem exzessiv-traumatischen
Genuss, welcher keine Erfüllung fin-
det? „Regungen, die vom Subjekt als
dessen eigene nicht durchgelassen wer-
den und ihm doch eigen sind, werden
dem Objekt zugeschrieben: dem pro-
spektiven Opfer." (M.Horkheimer, GS,
Bd. 5, S. 217)

Nötig wird an dieser Stelle ein Blick
auf das, was Zizek mit Lacan 'jouis-
sance' nennt. Deren Konstitution ver-
tieft er in besonders anregender Weise
in seinem Buch „Liebe Deinen Näch-
sten? Nein, Danke!" (1999, Volk&
Welt, Berlin) Nach Lacan ist der Be-
weis für die Existenz des Anderen die

jouissance. Es handelt sich hierbei um
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den „exkrementalen Wesenskern", der
versteckt in jedem Subjekt liegt. Die
jouissance liegt jenseits des Lustprin-
zips; sie verkörpert das, was nicht sein

darf- etwas Ungezügeltes, Triebhaftes.

Bedeutungsvoll ist für Zizek die

jouissance, da nur durch sie eine wahre

Begegnung mit dem Anderen möglich
ist. Nur durch ein Moment seinerjouis-
sance, beispielsweise geäussert durch
eine zwanghafte Geste, einen exzessi-

ven Ausdruck, lerne ich den Anderen
kennen. Traumatisch, so Zizek, wird
diese Konfrontation mit dem Realen
des Anderen immer sein, da sie sich
nicht in mein Universum integrieren
lässt, es bleibt etwas von mir Getrenn-
tes. Ohne das Element des Realen der

jouissance bleibt der Andere letztlich
eine Fiktion, ein rein symbolisches
Subjekt. Nichts konkretes Menschli-
ches wird an ihm gelassen; er verkommt
zu einem Abstraktum, einer Leinwand
für Projektionen.

Man ist versucht, den Begriff „Mul-
tikulturalismus" durch den des Multi-
rassismus zu ersetzen: Der Multikul-
turalismus suspendiert den traumati-
sehen Kern des Anderen, reduziert ihn
aufeine aseptische folkloristische Enti-
tät. Die Toleranz der Multikulturali-
sten ist, so Zizek, in einem Teufels-
kreis gefangen, der der Partikularität
des Anderen zu viel oder z« wenig zu-
gesteht: Einerseits akzeptiert sie den
Anderen nur als aseptischen und ver-
dinglichten Anderen der vormodernen
ökologischen Weisheit, der faszinie-
renden Riten; hier trifft die Kritik des

Zuwenig zu, denn dieser Blick ver-
kennt „daß Mitglieder einer anderen
Kultur weit davon entfernt sind, ein-
fach mit ihren Gebräuchen identifiziert
werden zu können, weil sie in sich
selbst gespalten sind und gegen diese
revoltieren" (S .79) möchten. Der ande-

re Exzeß, der des ZwvieZ, ist nicht in der

Lage, die spezifische kulturelle jouis-
sance wahrzunehmen, „die selbst ein
Opfer in einer anderen Kultur finden
kann." (S .79) Beide Exzesse sind kenn-
zeichnend für die „falsche 'Toleranz'"
(S.79), die oftmals von den Trägern des

multinationalen Kapitals nur vorge-
schoben wird, um ihre Handlungsma-
xime des „business comes first" zu le-
gitimieren.

Multikulturalismus wird von Zizek
als eine verleugnete, verkehrte Form
des Rassismus definiert. Ein Rassis-

mus, der Abstand hält. „Er 'respek-
tiert' die Identität des Anderen, nimmt
das Andere als eine in sich geschlosse-
ne 'authentische' Gemeinschaft wahr,
zu der er, der Multikulturalist, einen
Abstand einhält" (S.73), den er nur
aufgrund seiner privilegierten univer-
seilen Position halten kann. „Der muli-
kulturalistische Respekt vor der Be-
Sonderheit des Anderen ist eigentlich
die Behauptung der eigenen Überle-
genheit" (S.73). Im Gegensatz zu dem
unmittelbaren Rassisten zwingt er dem
Anderen nicht seine Werte auf, son-
dem be- und entwertet von erhabener
Position die anderen Kulturen.

Die Möglichkeit des Verstehens ei-

ner anderen Kultur sieht Zizek nicht im
Verstehen ihrer Besonderheit, sondern
es geht ihm um die Entwicklung eines
kritischen Blicks auf beide Kulturen.
Der Umstand, dass die Schranke, die

unseren vollen Zugang zum Anderen
verhindert, eine ontologische ist, be-
deutet, dass der Andere an sich schon
nicht vollständig durch seinen kultu-
rellen Kontext determiniert ist. Es geht
um das Begreifen der Antagonismen in
den jeweiligen Kulturen, die diese dar-
an hindern, „sie selbst zu sein" (S.80).
Die einzige authentische Gemeinschaft
ist die der Solidarität eines gemeinsa-
men Kampfes, wenn ich entdecke, dass

die Sackgasse, die mich behindert, auch

WIDERSPRUCH - 39/00 181



diejenige Sackgasse ist, die den Ande-
ren behindert.

Verstehen einer anderen Kultur be-

ginnt dann, wenn wir in der Lage sind,
uns mit dem Punkt ihres Versagens zu
identifizieren. Die Dimension des Uni-
verseilen erscheint demnach dort, wo
sich die beiden Dislozierungen - mei-
ne eigene und die des Anderen - über-

schneiden. Die Bedingung der Unmög-
lichkeit ist zugleich auch die Bedin-

gung der Möglichkeit. Das Verstehen

liegt im Widerspruch, daher Zizeks
Plädoyer für eine historisch richtig ver-
standene Toleranz - eben spezifisch
heute als Intoleranz!

Tatjana Freytag / Eric Neumann

Stefan Howald

Anthony Giddens auf dem dritten Weg
zum sozialdemokratischen Neoliberalismus

Sein Verlag weist mit verschämtem
Stolz darauf hin, dass Anthony Gid-
dens häufig als Guru des britischen
Premierministers Tony Blair bezeich-
net werde, und vermarktet Giddens
Buch 77ze 77h rd Way als „globaler Best-
seller". Tatsächlich ist Giddens seit län-

gerem ein profilierter Theoretiker. In
den achtziger Jahren war er bekannt für
eine weitverbreitete Einleitung in die

Soziologie, die mehr durch ihre soliden
Informationen als durch Originalität
oder provokative Ideen zum Standard-
werk wurde. Dann, 1989, entdeckte er
bei der Arbeit an einer Kritik des histo-
rischen Materialismus eine veränderte
Welt und beschrieb 1990 weitreichend,
aber nicht sehr fokussiert 77te Cou.se-

gwences o/Modernify, bevor er 1994

im Buch Beyond Le/t and Rz'g/zt diese

zentralen Kategorien der politischen
Auseinandersetzungen für hinfällig er-
klärte und ein neues Paradigma sozia-
1er Analyse und Praxis verkündete.

Als die deutsche Übersetzung 1997

erschien, hatte er zu seiner Theorie
bereits ein Subjekt gefunden: New La-
bour. Giddens war mit anderen briti-
sehen Intellektuellen vom damaligen
Oppositionsführer Tony Blair zu infor-

mellen Debatten eingeladen worden
und konnte sich nach dem Mai 1997 im
Labour-Wahlsieg sonnen.

Sein Buch 77ze 77zt'rd Way von 1998

fasste das Manifest einer Mitte-Links-
Regierung zusammen und wurde in 25

Sprachen übersetzt. Die Diskursmäch-

tigkeit des Dritten Wegs erreichte ih-
ren Höhepunkt im Frühjahr 1999 mit
einem Gipfel im Weissen Haus, an dem

Bill Clinton, Tony Blair, Gerhard
Schröder, Wim Kok und Massimo
D'Alema teilnahmen, sowie der ge-
meinsamen Erklärung Europe; 77z c
77z ird Way - die Neue Mitte von Blair
und Schröder. Seither ist der Glanz ein

wenig verblichen.
Giddens neustes Buch, 77ze 77zzrd

Way and its Critics (Polity Press, Cam-

bridge 2000), hat denn auch einen leicht
defensiven Beiklang. Es beginnt mit
einer Darlegung der am Dritten Weg
laut gewordenen Kritik aus England
und den USA, aber auch aus Skandina-
vien und Spanien. Diese Seiten sind
aufschlussreich, nicht nur wegen der

dargebotenen Argumente. Zwar ist die
Reichweite der Kritik beschränkt, blei-
ben radikale feministische, neomarxi-
stische, ökosozialistische Analysen
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und Positionen' ausgeklammert, doch
die Auseinandersetzung ist fair und

genau. Das ergibt einen merkwürdigen
Effekt. Giddens Stimme verschwindet
in der Darstellung gegnerischer Posi-

tionen, die seinem Dritten Weg unter
anderm Diffusität vorwerfen.

Wenn sich Giddens anschliessend an
die Widerlegung seiner Kritiker macht,
wird die Ambivalenz des Unterfangens
sogleich sichtbar. Einerseits räumt er
bereitwillig ein, der Name „Dritter
Weg" sei nicht überzeugend, historisch
belastet, vage. Andererseits hält er am

Anspruch des Konzepts einer „moder-
nisierten Sozialdemokratie" fest, ja, er
verleiht ihr vergrösserte historische
Bedeutung. Die modernisierte Sozial-
demokratie sei die einzige valable AI-
tentative zwischen Neoliberalismus und

klassischer, abgewirtschafteter Sozial-
demokratie, Sozialismus eingeschlos-
sen. Sie vereine die Vorzüge und Lei-
stungen der beiden extremen Strömun-

gen, repräsentiere „die einzige wirksa-
me Möglichkeit", soziale Gerechtigkeit
und Solidarität zu verwirklichen, mit
Ungleichheit und der Macht der Wirt-
Schaftskonzerne umzugehen, die öffent-
liehen Institutionen zu erneuern und in
„differenzierter Weise" (S. 29) auf die

Globalisierung zu reagieren.
Die Mittel, die dafür vorgeschlagen

werden, sind mittlerweile bekannt. Viel
Markt mit ein wenig Marktaufsicht.
Etwas Staat, effektiver gemacht. Statt

„egalitarianism of outcome" (egalitäre
Verteilung von Reichtum usw.) eine

„equality of opportunity" (Chancen-
gleichheit). Verzicht auf staatliche In-
dustriepolitik, dafür Konzentration auf
effizientere Bildung für mobile Ar-
beitskräfte. Ausbau der Zivilgesell-
schaft und Förderung der Verantwort-
lichkeit. Keine Rechte ohne Pflichten.
Familienfreundliche Politik und stär-
kere Bekämpfung der Kriminalität.

Das alles ist nicht neu. Giddens wie-
derholt nicht nur die Thesen seiner ei-

genen früheren Bücher, sondern wei-
det sie geradezu für eine propagandi-
stische Verkürzung aus. Nur ganz sei-

ten, wie eine verirrte Schwalbe, taucht
ein neues Argument, eine neue Idee
auf, etwa wenn er Studien über diffe-
rierende Armutsformen referiert, die
unterschiedliche Massnahmen nahele-

gen, oder wenn er eine Entkommerzia-
lisierung öffentlicher Räume fordert.
Aber diese Schwalben machen weder
einen theoretischen noch einen prakti-
sehen Sommer.

Die Einwände gegen den Dritten
Weg, er sei allzu diffus, unentschie-
den, ein pragmatisches Mischmasch
oder eine erpresste Versöhnung unver-
einbarer Konzepte, wehrt Giddens ent-
schieden ab. Wenn die Grundwerte-
kommission beim Parteivorstand der
SPD vier verschiedene dritte Wege in
Europa feststellen will, so hält er dage-

gen, man spreche besser von einem

„einzigen breiten Strom des Denkens
über den Dritten Weg, zu dem die ver-
schiedenen Parteien und Regierungen
beitragen" (S. 31). Shareholder- und

Stakeholder-Kapitalismus hätten,
meint er, beide ihre Vorzüge und Nach-
teile, und es müssten Politiken entwik-
kelt werden, die beide in Richtung ei-
nes „verantwortlichen Kapitalismus"
(S. 153) beeinflussen könnten.

Hinsichtlich der Arbeitsmarktpoli-
tik konfrontiert er den angelsächsi-
sehen mit dem französischen Weg, nur
um zum Schluss zu kommen, womög-
lieh seien beide erfolgreich. Diese Art
der Argumentation, die sich theore-
tisch nicht entscheiden kann und es

politisch allen recht machen will, lässt
sich bis ins Detail hinein verfolgen,
etwa wenn Giddens eine moderne Me-
dienpolitik diskutiert. Die Regulierung
der Medien sei notwendig, versichert
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er zu Beginn, ja, es gebe keinen Be-

reich, in dem eine antimonopolistische
Politik wichtiger sei. Aber das, mahnt

er, dürfe nicht defensiv erfolgen. Öf-
fentliche Fernsehkanäle seien womög-
lieh schützenswert, andererseits liege
erst in der Vielfalt die Freiheit, wes-
halb die neuen kommerziellen Mög-
lichkeiten ergriffen werden sollten.

Solche Gemeinplätzigkeit wird ge-
legentlich einseitig aufgelöst, etwa im
Fall der Steuerpolitik. Wiederum ver-
sichert er einleitend, eine progressive
Einkommensbesteuerung zur Umver-
teilung des Reichtums sei auch heute
noch nützlich. Und gleich folgen die

Einschränkungen: Allzu starke Pro-
gressivität sei zu vermeiden, ja, „in ei-
nigen Situationen", „sorgfältig ange-
wandt" (S. 97), seien Steuersenkungen
hilfreicher als hohe Steuern. Überhaupt
sei die in den letzten Jahren erfolgte
Hinwendung zu indirekten Steuern rieh-
tig. Zusammen mit der grundsätzlichen
Unterstützung einer monetaristischen

Wirtschaftspolitik ist er damit praktisch
beim Neoliberalismus angelangt.

Intellektuell gesehen ist das Büch-
lein leichtgewichtig ausgefallen. Viele
Argumente sind ungenügend begrün-
det, Statistiken werden selektiv zur
Unterstützung seiner Thesen herange-

zogen, Länderstudien wild durchein-
andergeworfen, Beispiele nur kurso-
risch ausgeführt. Aber Giddens würde
wohl selber eingestehen, dass es in die-
sem Buch nicht um theoretische Kohä-

renz, sondern um eine taktische Inter-
vention geht. An Giddens Hesse sich
eine Fallstudie über den organischen
Intellektuellen durchführen. Als Direk-
tor der London School of Economics
knüpft er weltweite Kontakte. Er ist ein

gewiefter Redner, symbiotisch mit den

Medien verbunden. Etliche der von ihm
zitierten Bücher, auch gemässigt kriti-
sehe, sind bei Polity Press erschienen,

jenem Verlag, bei dem Giddens im
wissenschaftlichen Beirat sitzt. In den
deutschen Sprachraum hinein gibt es

Verknüpfungen mit Ulrich Beck und
dessen Fd/fion Zweite Moderne bei
Suhrkamp, aber auch etwa zur Wo-
chenzeitung „Die Zeit", für die er als

Vorzeige-Intellektueller gilt. Interes-
santerweise fehlen dagegen Verbindun-
gen nach Frankreich, wie denn Frank-
reich, abgesehen von einer einzigen Er-
wähnung, überhaupt als theoretischer
und politischer Bezugspunkt fehlt.

Nun ist der organische Intellektuelle
grundsätzlich hin- und hergerissen
zwischen wissenschaftlichem Ehrgeiz
und politischer Wirksamkeit. Auch
Giddens behauptet einerseits, die Be-
deutung des Dritten Wegs reiche weit
über den angelsächsischen Raum hin-
aus. Andererseits bleibt er von angel-
sächsischen Erfahrungen geprägt und
hat den Anspruch, Blairs Politik von
New Labour mitzuformulieren. So

muss er sich an deren Praxis messen
lassen, wie diese sich an ihm. Es trifft
zu, Giddens situiert sich ein wenig links
von New Labour, um jene Terminolo-
gie zu benützen, die er einst über Bord
warf, aber mit der gelegentlichen Iden-

tifizierung von Drittem Weg mit einer
Mitte-Links-Politik zögerlich rehabili-
tiert. Das macht New Labours Rechts-
rutsch umso deutlicher.

Einer der Pfeiler von New Labours
Reform des Sozialstaats ist das Welfa-
re-to-work-Konzept, also Massnah-

men, um Sozialleistungsbezüger wie-
der in den Arbeitsmarkt zu integrieren.
Im Buch merkt Giddens an, die bishe-
rigen Resultate aus den USA seien nicht
eindeutig interpretierbar. In einem In-
terview hat er deutlicher Stellung be-

zogen und gemeint, in Grossbritannien
habe das Programm „die Beschäfti-
gungslage entscheidend verbessert"
(Die Zeit, 13.4.2000).
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Neuste Berichte lassen freilich ver-
muten, dass zum Beispiel der Rück-

gang von Sozialleistungsbezügern un-
ter alleinerziehenden Frauen nicht etwa
staatlichen Hilfsmassnahmen geschul-
det ist, sondern erstens dem generellen
Umbau des Arbeitsmarkts mit der
Schaffung zahlreicher Teilzeitstellen
im Dienstleistungssektor und zweitens
der stärkeren Erfassung neuer Partner

von alleinerziehenden Müttern, denen
dann die Leistungen gestrichen werden
(The Guardian, 1.6.2000). Auf der an-
dern Seite kann Giddens bestimmte fa-
milienfreundliche Massnahmen der
neuen Regierung nur so begeistert als

Erfolge rühmen, weil Grossbritannien,
was Elternschaftsurlaub, Job-Sharing
und andern Initiativen angeht, hinter
Kontinentaleuropa herhinkt.

Wenn er eine verstärkte Demokrati-
sierung der Gesellschaft fordert und
New Labour gegen den Vorwurf autori-
tärer Tendenzen in Schutz nimmt, so
entbehrt das nicht der Komik angesichts
der Schlappen, in die New Labour mit
seinem zentral gesteuerten Parteiappa-
rat, der keine Abweichung zulassen will,
in Schottland und Wales und London
gelaufen ist. Einwände des erzliberalen
Lord Dahrendorf, eines Vorgängers von
Giddens als Direktor der London School
ofEconomics, das Konzept der Freiheit
werde von New Labour unterbewertet,
werden mit vagen Beschwichtigungen
zurückgewiesen. Aber mit keinem Wort
wird erwähnt, dass England von allen
westeuropäischen Staaten die höchste
Rate an Gefangenen aufweist; es wird
weder auf die Verschärfung restriktiver
Asylpolitik hingewiesen noch die re-
pressive Drogenpolitik diskutiert, mit
der verglichen die Schweiz als Insel
liberaler gesundheitspolitischer Aufklä-
rung erscheint.

Ein besonderes Steckenpferd von
Giddens ist seine These, dass nicht nur

die untersten sozialen Schichten von
„sozialer Ausschliessung" bedroht
sind, sondern sich auch die obersten
Schichten sozial ausschliessen, indem
sie sich in kaufkräftigen Ghettos priva-
tisierter Dienst- und Sozialleistungen
abschotten. Dagegen schlägt er einen

„Sozialvertrag gegenseitiger Ver-
pflichtungen" (S. 119) vor. New La-
bours Politik ist in dieser Beziehung
zutiefst ambivalent. Während des

Wahlkampfs wurden ein paar Punkte
mit Angriffen auf die sogenannten fat
cats erzielt, Aktienbesitzer und Mana-

ger, die sich an der Privatisierung der
Staatsbetriebe bereichert hatten. Und
kürzlich ist eine populistische Kampa-
gne gegen Privilegien im Erziehungs-
wesen gestartet worden. Andererseits
wird die meritokratische Gewinnlogik
vorbehaltlos ans Herz gedrückt und hat
sich die Regierung mit Industrievertre-
tern umgeben, während die Gewerk-
Schäften auf Distanz gehalten werden.

In andern Fragen bleibt selbst bei
Giddens nicht einmal die Ambivalenz.
Informationstechnologien und New
Economy werden schrankenlos bejaht,
ohne Fragen neuer Machtverteilung zu
diskutieren. An der Biotechnologie in-
teressiert ihn vor allem, dass nur jene
Firmen erfolgreich seien, die formell
zusammenarbeiteten. Von den Ökolo-
giedebatten hat er einzig gelernt, dass

ein „ökologisch differenzierter Ansatz
Innovationen fördert, die Produzenten
erlauben, effizienter zu arbeiten"
(S.133). Noch deutlicher wird er bei
seiner bejahenden Einschätzung der
Globalisierung. Elend und Hunger in
den Entwicklungsländern, meint er,
würden nicht von aussen verursacht,
sondern „liegen hauptsächlich in die-
sen Gesellschaften selbst begründet -
in autoritären Regierungen, Korrupti-
on, Konflikten, Bürokratie und dem

niedrigen Niveau der Frauenemanzi-
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pation." (S. 129) Die Position hat ihr
Pendant in New Labour. Es ist gegen-
wärtig eines der deprimierenderen
Spektakel, die Verwandlung der einst
sozial engagierten, unerschrockenen
Parlamentarierin Ciaire Short in eine
Ministerin für Entwicklungszusam-

menarbeit zu beobachten, die im ver-
stärkten Welthandel die Lösungsstra-
tegie zur nachholenden Entwicklung
sieht und Hilfswerken rät, endlich von
ihrer überholten Forderungsmentalität
abzurücken. Hier ist der dritte Weg
endgültig in den ersten gemündet.

Anmerkung

1 So bleiben ganz unterschiedliche Kriti-
ken unberücksichtigt wie zum Beispiel
Alex Callinicos: Social Theory Put to the

Test of Politics. Pierre Bourdieu and

Anthony Giddens. In: new left review
236 London Juli/August 1999; Sarai
Sarkar: Eco-socialism or Eco-capitalism.
Zed-books, London/New York 1999;

Frigga Haug: Die Neue Mitte - Bewe-
gungsmöglichkeiten im Neoliberalismus.
In: Das Argument 233, Hamburg 6/1999;
Klaus Dörre/Leo Panitch/Bodo Zeuner

u.a.: Die Strategie der „Neuen Mitte".
VSA-Verlag, Hamburg 1999; darin Wolf-
gang Brassloff: New Labour und der So-

zialstaat; Bob Jessop: Die Erfahrungen
mit New Labour. Eine Politik für den

Postfordismus? In: Ch. Görg / R. Roth

(Hg.), Kein Staat zu machen. Münster
1998; vgl. auch Beiträge in Widerspruch
Heft 34: Sozialdemokratie oder ökoso-
zialer Umbau? Zürich 1997. Soeben er-
schienen sind Heiner Flassbeck, Anthony
Giddens u.a.: Ein dritter Weg in das dritte
Jahrtausend. Von der Standort zur Zu-
kunftsdebatte. VSA, Hamburg 2000. Und
Keith Dixon: Ein würdiger Erbe. A. Blair
und der Thatcherismus. Raison d'agir,
Konstanz 2000.

Ueli Mäder

Warum André Gorz ein Grundeinkommen fordert

Wer vor hundert Jahren in der Schweiz
geboren wurde, lebte durchschnittlich
440'000 Stunden. Ein Viertel davon

war Erwerbszeit. Wer heute zur Welt
kommt, hat 700'000 Stunden vor sich.
Das sind über achtzig Jahre Lebens-
zeit. Die Erwerbszeit macht inzwischen
weniger als einen Zehntel aus. Ihr An-
teil hat sich mehr als halbiert. Die radi-
kale Verkürzung der Erwerbszeit off-
net uns, so André Gorz anno 1984,

„Wege ins Paradies". Doch je knapper
die Erwerbsarbeit wird, desto mehr
klammern sich Werktätige daran. Mit
der Verteilung der Arbeit hapert's. Die
einen haben zuviel, andere zu wenig.
Umso absurder ist es, Erwerbslose zu

zwingen, künstliche Arbeiten oder bil-
lige Jobs anzunehmen. Gorz kritisiert
in „Misères du présent" (Paris 1997)
dieses Ansinnen.„Arhet/ zwischen Mi-
sere n/M Utopie " heisst sein neues
Buch in deutscher Übersetzung. Statt
die Arbeitsgesellschaft bloss umzuge-
stalten, will Gorz mit ihr brechen (vgl.
seinen Beitrag in Widerspruch 34/
1997: Die Überwindung der Lohnge-
Seilschaft). Er fordert, Arbeit und Ein-
kommen zu entkoppeln. Das erstaunt.

Die Lohnarbeit zerfällt, der gesell-
schaftliche Zusammenhalt ebenfalls.
Davon geht der Sozialphilosoph Gorz
in seiner vierteiligen Analyse aus.
Wenn moderne Technologien die

186 WIDERSPRUCH - 39/00



menschliche Arbeitskraft ersetzen, ist

- so Gorz - Vollbeschäftigung eine
Illusion. Dies auch deshalb, weil in den
kommenden fünfundzwanzig Jahren
1200 Millionen Jugendliche auf den

„Arbeitsmarkt" drängen. Die Erwerbs-
arbeit bleibt zwar nötig, wird aber rand-
ständig. Die Mehrheit der Arbeitswilli-
gen sind für die Weltwirtschaft über-

flüssig. Das Kapital dringt in die hinter-
sten Schlupfwinkel vor. Es entmachtet
die Politik. Der Sozialstaat wird zum
Kapitalstaat (Teil 1).

Die Einkommen aus Vermögen und
Gewinnen übersteigen jene aus Er-
werbsarbeit. Sie sind aber von Steuern

weitgehend befreit. Während der
Reichtum von unten nach oben fliesst,
erhalten die flexibilisierten Lohnab-
hängigen immer mehr Lasten aufge-
bürdet. Individuelle Abmachungen er-
setzen kollektive Tarifverhandlungen.
Die postulierte Selbständigkeit ver-
kommt (unter postfordistischen Bedin-
gungen) zur neuen Abhängigkeit. Die

Prekarisierung betrifft immer mehr
Menschen (Teil 2).

Der geschwächte Sozialstaat entzieht
sich seiner Verantwortung. Soziale
Verbindlichkeiten und Solidaritäten
werden aufgeweicht. Die Gesellschaft
ist kein kohärentes Ganzes mehr. Die
Menschen sind sich selber ausgeliefert
(Teil 3). Der Kapitalismus untergräbt
seine eigene ökonomische Grundlage.
Mit Flickwerk ist da nichts mehr zu
machen. Reformen federn den Nieder-

gang bloss ab. Notwendig ist ein radi-
kaier Bruch mit der Erwerbsgesell-
Schaft. Gorz trat bereits früher für ein
Recht auf Einkommen ein, verknüpfte
damit aber eine Pflicht zur Arbeit. Nun
fordert er ein bedingungsloses Grund-
einkommen - jenseits der Lohngesell-
schaft (Teil 4).

Nehmen wir einmal an, wir hätten so

ein existenzsicherndes Grundeinkom-

men. Wer will dann überhaupt noch
arbeiten! So lautet ein häufiger Ein-
wand. Aber sind denn materielle An-
reize der einzige Grund für unsere Er-
werbstätigkeit? Viele Rentner/innen
möchten aus ganz anderen Motiven
wieder berufstätig sein. Erwerbslose
und kranke Menschen strengen sich

enorm an, um einen Job zu finden. Sie

wollen Verantwortung übernehmen.
Das bringt soziales Prestige. So dürfte
die Erwerbstätigkeit auch nach Einfüh-

rung eines Grundeinkommens einen
recht hohen Stellenwert behalten. Ein-
bussen bei der Produktion wären ver-
kraftbar und aus ökologischen Grün-
den vielerorts sogar wünschenswert.

Aber wer verrichtet dann die schlecht
bezahlte „Drecksbüetz"? Ein Grund-
einkommen führt dazu, unattraktive
Arbeiten besser zu entlöhnen und zu
verteilen. Aber dann entlassen die Un-
ternehmen ganz einfach die Leistungs-
schwachen. Das zementiert die Spal-
tung der Gesellschaft. Diese Gefahr
besteht. Das Grundeinkommen ver-
stärkt einerseits - wie behauptet - die

Ausgrenzung; und es unterstützt ande-
rerseits die Ausgegrenzten. Für die
berufliche und soziale Integration sind

jedenfalls weitere Massnahmen nötig.
Immerhin gewährt das Grundein-

kommen auch unbürokratische Über-

brückungshilfen. In etlichen Fällen las-

sen sich so langfristige Abhängigkei-
ten verhindern. Menschen, die in eine
Krise geraten und keine Reserven ha-

ben, müssen nicht zuerst in eine Notsi-
tuation geraten, die offizielle Hilfe
möglich macht. Und zudem werden sie

- dank allgemeinem Rechtsanspruch -
weniger stigmatisiert.

Das Grundeinkommen erweitert auch

den persönlichen (Entscheidungs-)
Spielraum. Es entlastet von einem An-
passungsdruck, unter dem sich sozial

Benachteiligte gegenseitig aufreiben
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und kaum solidarisieren. Soziale Risi-
ken würden so auf die ganze Gesell-
schaft verteilt. Indem die öffentliche
Hand ihre Verantwortung wahrnimmt,
verliert sie an Anonymität. Die Rük-
kendeckung ermuntert die Menschen,
sich selber zu organisieren. Sie ermög-
licht es, Kräfte gezielt einzusetzen.
Zudem relativiert das Grundeinkom-
men die einseitige Erwerbsorientie-

rung, die soziale Fertigkeiten verküm-
mern lässt. Es vermindert psychoso-
matische Erkrankungen. Das ist be-
deutsam. Innert fünf Jahren hat sich in
der Schweiz der Umsatz an Psycho-
Pharmaka auf über hundert Millionen
Franken gut verdoppelt. Wer mehr Frei-
räume hat, leidet weniger. Das Grund-
einkommen entlastet die Fürsorge von
finanziellen Leistungen. Aufwendige
Abklärungen über den Anspruch auf
Unterstützung entfallen. Das „liebe
Geld" lässt sich weniger als Machtmit-
tel des Sozialstaates einsetzen. Die so-
ziale Arbeit kann sich mehr aufpräven-
tive Tätigkeiten konzentrieren. Soweit
einzelne mögliche Vorteile.

Unter heutigen Bedingungen liessen
sich aber bei einem Grundeinkommen
die Preise erhöhen und die Föhne sen-
ken. Der Sozialstaat müsste die Diffe-
renz von dem übernehmen, was Unter-
nehmen zu wenig bezahlen. Er würde
auch zu hohe Mietzinse auffangen und

so indirekt viel Geld für die Subvention
der Spekulation ausgeben. Ohne Wirt-
schaft und Gesellschaft weiter zu de-

mokratisieren, ist ein Grundeinkommen
deshalb von beschränkter Reichweite.
Damit sich Menschen möglichst selber
über Wasser halten können, sind mei-
nes Erachtens existenzsichernde Löhne
und eine Ausweitung der Mitbestim-

mung nötig. Weithin akzeptiert ist die

Ausdehnung der Sozialversicherungen
auf Betreuungsaufgaben. Daran lässt
sich anknüpfen. Ein Recht aufsinnvolle

Arbeit kann den Druck erhöhen, mehr
soziale Investitionen zu tätigen.

Aber da würde nun Gorz widerspre-
chen und geltend machen: Das vorbe-
haltlose Grundeinkommen, das keiner-
lei Verknüpfung mit der Erwerbsarbeit
eingeht, ermöglicht selbstbestimmte
Tätigkeiten, die sich der Verberufli-
chung, Vergeldlichung und wohlfahrts-
staatlichen Kontrolle entziehen. Neue
soziale Bewegungen leisten autonome,
bedürfnisorientierte Selbsthilfe. Ko-
operationsringe und Zivilgesellschaft-
liehe Einrichtungen vernetzen sich
weltweit. Sie unterlaufen den gewinn-
orientierten Herrschaftsbereich des

Kapitals. Zeitsouveränität ist Macht.
Das garantierte Einkommen bannt die
Gefahr diskontinuierlicher Arbeit. Es

ermöglicht ansatzweise eine andere
Gesellschaft, die den Kapitalismus und
die geschlechtshierarchische Arbeits-
teilung überwinden will. Die Befrei-

ung der Arbeit vom Lohnsystem stimu-
liert eine Freiwilligkeit, die keine Tu-
gend aus der Not ist.

Sie erlaubt ein multiaktives Leben
und fördert die Integration in ziviige-
seilschaftliche Beziehungsnetze. Die
Vielfältigkeit der Tätigkeiten erhöht
die individuelle Gestaltungsfreiheit.
Flexibilität erwiese sich unter diesen

Bedingungen als Quelle sozialer Si-
cherheit. Der Ausgleich des gesell-
schaftlichen Reichtums macht das So-

zialprodukt zum wirklichen Gemein-

gut. Die global orientierte Politik der

ökologischen Modernisierung greift
auf lokale, regenerierbare Ressourcen
zurück. Sie weitet die Subsistenz- und

Tauschproduktion aus, profitiert aber

davon, dass sich in andern Wirtschafts-
zweigen die Wertschöpfung mit weni-

ger Arbeitseinsatz steigern lässt.
Ich halte die von Gorz in seinem

neuen Buch vertiefte Debatte über das

Grundeinkommen für wichtig. Sie dy-
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namisiert die langwierige Diskussion
über die kleinen Reformen der Sozial-
Versicherungen. Auch wenn noch viele
Fragen offen sind, liessen sich erste
Schritte bereits heute einleiten. Ich den-
ke an die Ausweitung der Ergänzungs-
leistungen auf einkommensschwache
Haushalte. Die Politik kann sich das in
der reichen Schweiz erlauben. Sie gibt
heute rund einen Fünftel des Bruttoin-
landproduktes für die Sozialleistungen
aus und befindet sich damit am unteren
Ende aller europäischen Länder. Wenn
die Sozialversicherungen im Jahr 2010
eine Finanzierungslücke von vier Mil-
harden Franken aufweisen, geht die
Schweiz nicht unter. Der Betrag ent-

spricht einem Promille der Vermögen,
die derzeit auf Schweizer Banken la-

gern. Es gilt, die Sozialpflichtigkeit

dieses Reichtums stärker zu themati-
sieren.

Der Ansatz von Gorz weist indes weit
über die Verteilungsfrage hinaus. Er
zielt auf eine neue Qualität sozialer

Beziehungen ab. Die postulierte Soli-
darität hält auch Abstand zu all jenen
(zwangs-)gemeinschaftlichen Konzep-
ten, die - wie fundamentalistische Strö-

mungen - in schier totalitärer Manier
keine Widersprüche zulassen und mög-
liehst flächendeckend verbreitet werden
sollen. Darüber klärt Gorz im Anhang
über „Gemeinschaft und Gesellschaft"
auf. Seine sehr konkrete Utopie einer
vorbehaltlosen Grundsicherung trägt
dazu bei, jene Distanz zu gewinnen, die

es uns möglich macht, unser politisches
Handeln besser im Lichte dessen zu
beurteilen, was wir tun könnten.

Andrea Fried, Ralf Wetzel, Christof
Baitsch: Wenn zwei das Gleiche tun...
Diskriminierungsfreie Personalbeur-

teilung. Hrsg. Eidg. Büro für die
Gleichstellung von Frau und Mann,
vdf Hochschulverlag AG an der ETH
Zürich, 2000 (110 S„ Fr. 36.-)

Immer mehr Betriebe und Verwaltun-
gen gründen heute ihre Personalfüh-

rung auf strukturierte Leistungsbewer-
tung, auf Systeme, die als innovativ
und fortschrittlich gelten. Diese Instru-
mente der Beurteilung von Mitarbeite-
rinnen haben die Arbeitsleistung sy-
stematisch, genau und gerecht zu erfas-

sen. Tun sie das wirklich? Und: Haben
Männer und Frauen bei der Personal-

beurteilung dieselben Chancen, was
wird gemessen und wie sollte eine

möglichst geschlechtsunabhängige
Personalbeurteilung aussehen? Zur
Beantwortung dieser Frage hat das Eid-
genössische Büro für die Gleichstel-

lung von Frau und Mann bei Christof
Baitsch und Mitarbeiterinnen vom In-
stitut für Innovationsmanagement und

Personalentwicklung der Technischen
Universität Chemnitz eine Studie in
Auftrag gegeben, die jetzt als handli-
ches Bändchen „Wenn zwei rfa.v G/ei-
che tnn..." vorliegt. Die Studie ist in
erster Linie eine detaillierte Hand-
lungsanleitung zur Frage, wie eine dis-
kriminierungsfreie Leistungsbeurtei-
lung aufgebaut sein könnte.

Kann die Bewertung von Leistung
gerecht sein? Wer leistet mehr, die Fa-
milienfrau oder der Bergbauer, die

Chirurgin oder der Pfleger, die Kinder-
gärtnerin oder der Anlageberater? Die
Wertschätzung von Leistung drückt
sich allgemein in Anerkennung, in Pre-

stige und in der monetären Entgeltung,
dem Lohn aus, beruht also auf gesell-
schaftlichen Annahmen und Marktent-
Wicklungen, ist ihr ideologisches Spie-
gelbild. Vieles ist historisch erklärbar,
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zum Beispiel, dass Hausarbeit, die
Frauen immer gratis verrichteten, nicht
oder schlecht bezahlt wird. Warum zum
Beispiel geniesst aber Erziehungsar-
beit mit kleinen Kindern so viel weni-

ger Ansehen als jene mit grösseren?
Die Studie geht von der Feststellung

aus, dass das Leistungsprinzip auf ge-
sellschaftlich anerkannten „Fiktionen"
beruht. Die erste davon ist die der Ge-

rechtigkeit. Nicht Leistung, sondern die
sozialen Kategorien Herkunft, Ge-
schlecht oder Besitz bestimmen
schliesslich, wer wieviel für welche

Tätigkeit verdient. Die ideologisch be-

dingte Vorstellung, dass Leistung zur
Grundlage von Verteilung gemacht
wird, führt dazu, dass auch die sozialen
Unterschiede und der sogenannte „Bil-
dungsstand" mit guter, bzw. ungenü-
gender Leistung im Sinne einer Schuld-
Zuweisung erklärt werden. Von fikti-
ven Annahmen geht, nach den Auto-
rinnen, auch die Messbarkeit von Lei-
stung aus. Um sie wirklich messen zu
können, müsste von einer „Normallei-
stung" ausgegangen werden, vom
Durchschnittsmenschen, der unabhän-

gig von Alter und Geschlecht, von sei-

nem physischen und psychischen Zu-
stand immer gleichbleibend stabil und

leistungsfähig ist.
Eine weitere „Fiktion" ist die der

individuellen Zurechenbarkeit von Lei-
stung, als ob die indidviduelle Lei-
stung aus dem gesamten Arbeitszusam-
menhang herausgelöst werden könnte,
als ob sie je von einer einzelnen Person
und nur von ihr und nicht von andern
Faktoren (z.B. Team, Mitarbeiterinnen,
Zulieferung, Organisation) abhängig
sei. „Personalbeurteilungsinstrumente
übernehmen die oben beschriebenen
Fiktionen der Leistung: Sie behandeln

Leistung als individuell zurechenbar,
objektiv, messbar und damit gerecht
bestimmbar. Letztlich sind sie aber

sowohl Folge wie auch Bestandteil des

gesellschaftlichen Konstruktionspro-
zesses von Leistung" (S.6).

Problematisch sind auch die ganz
unterschiedlichen und häufig wider-
sprüchlichen Ziele, denen die Lei-
stungsbeurteilung dient: der Karriere-
planung, um Anforderungen an die
Qualifizierung festzuhalten, der Fest-

legung des Lohns und der Motivation,
aber auch der Disziplinierung, der

nachträglichen Legitimierung von Ent-
scheiden oder der Steuerung des Lei-
stungsVerhaltens.

Die Studie analysiert die verschiede-

nen Faktoren und angewandten Instru-
mente auch im Hinblick auf ihre ge-
schlechtsdiskriminierenden Wirkun-
gen: die Wahrnehmung der arbeiten-
den, dienstleistenden Person durch
Werturteile und die Selbstwahrneh-

mung, geschlechtsspezifische Erwar-
tungen, Stereotypien und Verhaltens-
muster (zurückhaltend/aktiv, konflikt-
vermeidend/konfliktbereit, intuitiv/ra-
tional etc.). Noch immer muss davon

ausgegangen werden, dass Männer ihre
Handlungen tendenziell eher erfolgs-
orientiert, Frauen eher misserfolgsori-
entiert einschätzen. Führt ein Hand-
lungsergebnis zumErfolg, weiss Mann,
dass er vor allem wertvoll ist, während
Frau sich über ihr Glück freut, nicht
versagt zu haben. Führt die Handlung
zum Misserfolg, meint Mann, er habe

einfach Pech gehabt, während Frau sich
in ihrer Annahme bestätigt fühlt, dass

sie eben einfach nicht „gut" genug ist.
Benannt werden in der Studie auch

allgemeine „Beurteilungsfehler". Zu
jenen, die von der beurteilenden, „kom-
Petenten" Personen ausgehen, gehört
zum Beispiel der „Hierarchieeffekt":
Je höher die Stellung des Beurteilten,
desto besser die Beurteilung. Oder der

„Kleber-Effekt": Wer während länge-
rer Zeit nicht befördert wurde, wird
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eher unterschätzt. Beide Effekte sind
in ihrem geschlechtsdiskriminatori-
sehen Charakter leicht erkennbar. Un-
ter den Fehlverhalten, die von den Be-
urteilten ausgehen, wird der „Nikiaus-
Effekt" genannt: Die Beurteilten stren-

gen sich vor dem Beurteilungstermin
besonders an - eine Möglichkeit, die

von den weniger karrierebewussten
Frauen seltener benutzt wird. Ein ande-

rer ist der „Pygmalion-Effekt": Die
bewertete Person verhält sich entspre-
chend der von ihr erwarteten Beurtei-
lung.

Aussagen in der Beurteilung von
Leistung sollen einen klaren inhaltli-
chen Bezug haben, sie richten sich nach
dem Leistungsergebnis und nicht nach
den Eigenschaften, den besonderen

Leistungsqualitäten. Dazu ein Beispiel
aus dem Pflegebereich: Falsch wäre es,
in der Leistungsbeurteilung festzuhal-
ten, dass der oder die Pflegende die

Leistung „freundlich" erbringt. Rieh-
tig dagegen, dass die Leistung auch

unter Zeitdruck konstant ist. Eigen-
schaftsorientiert ist auch die beliebte

Qualifizierung „Teamfähigkeit" und

richtig bezeichnet werden müsste als

„Ausgleich von Gruppenkonflikten"
oder „Koordination von Gruppenakti-
vitäten" (S.50). Unabdingbar ist, dass

die Kriterien für die Beurteilung von
Mitarbeiterinnen und deren Ziele klar
und geschlechtsunabhängig definiert
sind, dass adäquate Methoden und Mit-
tel entwickelt, die Mitarbeiterinnen
informiert sowie Beurteilende und Be-
urteilte gut geschult werden.

Äusserst nützlich ist in diesem Zu-
sammenhang ein kleiner Leitfaden, den
das Eidg. Büro für die Gleichstellung
ebenfalls neu herausgegeben hat. Das

Faltblatt „Frü/i übt sie// wer eine Mei-
Sterin werben wiii " bereitet theoretisch
und praktisch mit vielen guten Rat-

Schlägen auf die Tücken und Schwie-

rigkeiten des Mitarbeiterinnenge-
sprächs vor.

Nicht zwingend ist, dass die Beurtei-
lung von Mitarbeiterinnen an den Lei-
stungslohn gekoppelt wird. Während
die Wirtschaft in letzter Zeit offenbar
wieder vermehrt dem (offen diskrimi-
natorischen) Marktlohn den Vorrang
gibt, wird der Leistungslohn im öffent-
liehen Dienst nun vielerorts eingeführt.
Der Leistungslohn wirkt nicht nur ent-
solidarisierend unter den Mitarbeite-
rinnen, er ist auch eine Mogelpackung,
unter anderem deshalb, weil nie unbe-

grenzte Gelder als Lohnsumme zur
Verfügung stehen, und die Verteilung
und „Lohndifferenzierung" auch noch
nach andern als selbst nur den „fiktiv
gerechten" Kriterien praktiziert wird.
Allgemein lässt sich feststellen, dass

vor allem die Leistung des Kaders und
des Managements sehr hoch honoriert
wird und dass der Leistungslohn eine
weitere Umverteilung zugunsten der
Männer zur Folge hat. Ausserdem wirkt
Leistungslohn demotivierend und
schafft falsche Anreize, wie mittler-
weile verschiedene Untersuchungen
gezeigt haben.

Vor einigen Jahren hat das Eidg.
Büro für die Gleichstellung von Frau
und Mann eine Studie zur Schaffung
von Instrumenten zur geschlechtsun-
abhängigen Arbeitsbewertung erstel-
len lassen. Daraus resultierte der Band

„Lo/zng/ei'c/t/zeir/wr die Praxis", wel-
eher das Arbeitsbewertungssystem
ABAKABA (Analytische Bewertung
von Arbeitstätigkeiten nach Katz und
Beitsch) einführt. Die Erfahrung hat
mittlerweile gezeigt, dass dieses In-
strument nur bedingt tauglich ist, um
diskriminierende Wertvorstellungen
aufzubrechen; dass es schwierig ist,
die gesellschaftlichen Normen zu ver-
ändern, die nach wie vor typisch weib-
liehe Kompetenzen (z.B. Einfühlungs-
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vermögen) geringer bewerten als

männliche (z.B. Durchsetzungsfähig-
keit). Als System ist ABAKABA nach
wie vor interessant und stellt zum Teil
gängige Vorstellungen auf den Kopf.
ABAKABA gliedert die Arbeitsberei-
che in einen intellektuellen, einen psy-
cho-sozialen, einen physischen und ei-
nen verantwortungstragenden Kompe-
tenzbereich und ordnet so in einem
differenzierten Bewertungsverfahren
Punkte zu. Tests in verschiedenen Or-
ganisationen mit ABAKABA zeigten
dann tatsächlich grosse Diskrepanzen
zu den bestehenden lohnmässigen Ein-
stufungen. Ein Pfändungsbeamter fand
sich im ABAKABA-System nach
Punkten etwas unter der Krankenpfle-
gerin SRK wieder, während er im Be-
soldungsklassensystem um 9 Klassen
höher eingestuft wurde.

Leider scheint ABAKABA nach wie

vor als gleichstellungspolitische Spie-
lerei und nicht als wissenschaftlich
anerkannte Arbeitsplatzanalyse ver-
standen zu werden. Dass die herkömm-
liehen Vorstellungen von Leistung und
deren Bewertung nicht so leicht ins
Wanken zu bringen sind, zeigte jüngst
ein Entscheid des Bundesgerichts. Es

wies Mitte Mai 2000 die Klage von St.

Galler Berufsschullehrerinnen in der

Psychiatrie für „Gleichen Lohn für

gleichwertige Arbeit" ab, nachdem
1993 die Lohnklage in erster Instanz
gutgeheissen worden war. Die Lehre-
rinnen hatten geltend gemacht, sie

müssten lohnmässig gleich eingestuft
werden wie die Berufsschullehrer für
Köchinnen und reichten dazu auch ein
Gutachten von Christof Baitsch nach
ABAKABA-Verfahren ein. Das Bun-
desgericht befand, ein wissenschaftli-
ches Instrumentarium zur Evaluierung
von Gleich- oder Ungleichwertigkeit
einer Arbeit sei nicht notwendig, eine

Bewertung müsse nur „nachvollzieh-
bar" sein, und dies sei mit den her-
kömmlichen vereinfachten Funktions-
analysen, wie die Kantone sie verwen-
den, gewährleistet.

Sibylle Elam
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Der Reader „Reproduktionskonten fäl-
sehen!" hat sich das widersprüchliche
Verhältnis von Arbeitsplatz und Zu-
hause zum Thema gemacht. Wie Femi-
nistinnen wiederholt herausgestellt ha-

ben, sind diese Orte bevorzugte Schau-

plätze binärer Vereinfachungen. Be-
kanntlich werden Emotionen, Liebe,
Begehren mit dem Bereich des Zuhau-
se - Geld, Zwänge und Verträge aber
mit der Arbeitswelt verbunden.

Für das Fach „Ökonomie" zeigt Ma-
scha Madörin in ihrem Beitrag, wie
transhistorisch die Tendenz ist, Arbeits-
zeit als Zeit des Gelderwerbs und nicht
auch als Teil der Lebenszeit zu begrei-
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fen. Diese Trennung schränkt die Fra-

gen ein, die an den Arbeitsbereich ge-
stellt werden können, etwa die nach

Bestätigung, Anmache, rassistische
Demütigung als konstitutiv für Status-
unterschiede oder Subjektpositionen.
Und sie führt dazu, dass ganze Bereiche
wie unbezahlte, iiiegalisierte oder in-
formelle Arbeit für eine ökonomische
Analyse gar nicht in Betracht gezogen
werden. Selbst in neueren postmarxisti-
sehen und regulationstheoretischen
Analysen bleiben Produktion/Arbeits-
platz und Reproduktion/Zuhause übli-
cherweise als ein hierarchisch organi-
siertes und räumlich klar strukturiertes
Verhältnis bestehen. Das ist umso er-
staunlicher, als es intuitiv klar zu sein

scheint, dass eine solchermassen vorge-
nommene Trennung der Sphären auch

für das eigene Leben nicht zu haben ist.
Die hier zusammengestellten Texte

nähern sich diesen Binaritäten nicht
einfach in Form einer kritischen Bean-
standung, sondern beschäftigen sich

produktiv und oft ironisch mit ihrer
(sprachlichen) Umarbeitung.

Die feministische Geographin Do-
reen Massey etwa vertritt in ihrer Un-
tersuchung der britischen Flochtechno-

logie die These, dass die dort anzutref-
fende „Kultur enorm langer Arbeitsta-
ge" nicht in erster Linie aus einer Kon-
kurrenz der Beschäftigten auf dem Ar-
beitsmarkt oder den Anreizen neolibe-
raier Unternehmen an ihre Arbeitneh-
merlnnen entstanden sei. Vielmehr re-
sultiere sie ganz einfach daraus, dass

die - meist männlichen - Beschäftig-
ten, ihre Arbeit „lieben". Um ihre Ana-
lyse von „Arbeit und Geschlecht" nicht
nur auf eine Kritik repressiver Arbeits-
Verhältnisse zu stützen, sondern auch
dem Begehren nach einer Arbeit/Ar-
beitsbiographie nachgehen zu können,
befragt sie in dieser Studie Beschäftig-
te und deren Lebenspartnerinnen an

gesellschaftlich hochbewerteten Ar-
beitsplätzen. Obwohl eine Kritik an

interessanter, gerne geleisteter und gut
bezahlter Arbeit zunächst nicht so na-
heliegend erscheint, macht Massey in
ihrem Text deutlich, wie die „Liebe"
zu dieser spezifischen Art von Tätig-
keit zu einer ebenso emotionalen Ab-
lehnung anderer Tätigkeiten - zum Bei-
spiel von Hausarbeit - führt, die dann

von anderen Personen, nämlich Le-
benspartnerlnnen oder Dienstleisterln-
nen übernommen werden müssen. Auf
der anderen Seite ermögliche die von
Massey als „Männlichkeit" gekenn-
zeichnete psychische Disposition der
Beschäftigten gegenüber ihrer Arbeit,
dass ihre Arbeitskraft den entsprechen-
den Unternehmen in einem enormem
Umfang zur Verfügung stehe.

Die Attraktivität selbst von Arbeits-
plätzen in der Fabrik stellt Arlie Rus-
seil Hochschilds in ihrem Beitrag den
besonders für Frauen relativ unattrak-
tiven Verhältnissen zu Hause gegen-
über. Dabei stellt sie eine Art Verkeh-

rung der Sphären fest: der Arbeitsplatz
werde zum Zuhause, das Zuhause zum
Arbeitsplatz. Weil Zeit ein Gut ist, das

für viele Arbeitnehmerinnen äusserst

knapp ist, setze sich zu Hause immer
mehr ein tayloristischer Arbeitsrhyth-
mus durch. Es gebe feste Zeiten etwa
für „Abendbrot machen" und „Mit dem
Kind spielen', verschiedene Arbeits-
abläufe würden gleichzeitig erledigt,
wie „Kochen und gleichzeitig am Tele-
fon den Babysitter für den nächsten

Tag bestellen". In einer ironischen
Übertragung der Begriffe aus der Pro-
duktion bezeichnet Hochschild die Zeit
zu Hause als „zweite Schicht". Aus der
dort vorherrschenden Zeitknappheit
und ihrer strikten Organisation erge-
ben sich aber komplizierte emotionale
Lagen - etwa weil das Kind in der ihm
zugewiesenen „Qualitätszeit" zwi-
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sehen 19 und 20 Uhr weder spielen
noch reden will -, die dann in einer
„dritten Schicht" durch vermehrte Zu-
Wendung oder Geschenke kompensiert
werden müssen. Am Arbeitsplatz wird
die Arbeiterin/Beschäftigte dagegen
auch in ihren besonderen Fähigkeiten
und in ihrer Emotionalität angespro-
chen. Es gibt Zeitlücken für Gespräche
und Scherze mit den Kolleginnen wie
auch spezielle Kurse, die es ermögli-
chen, sich mit persönlichen Stärken
und Schwächen auseinanderzusetzen.

Der Begriff der „sexuellen Arbeit",
der in der Einführung vorgeschlagen
wird, trägt zu einer Beschreibung sol-
cher machtvoller Attraktivitäten bei:
Er greift die im Begriff der „ge-
schlechtsspezifischen Arbeitsteilung"
enthaltene Kritik auf, spielt aber gleich-
zeitig auch darauf an, daß Arbeitsver-
hältnisse Fähigkeiten und Emotionen
in den Arbeitsprozeß integrieren, die
dem Bereich des Persönlichen, der Sub-

jektivität zugeordnet sind. Die Anfor-
derungen an solche Fähigkeiten/Eigen-
Schäften sind, so die Argumentation,
jedoch keineswegs „neutral".

In ihrem Beitrag „BodyWork" kommt
Linda McDowell in ihrer Untersuchung
bei drei Handelsbanken in London zu
dem Ergebnis, daß die dort vorgefunde-
nen Arbeitsverhältnisse eine eindeutige
Darstellung von Geschlechterrollen und

von (weisser) HeteroSexualität erfor-
dern. Weibliche Beschäftigte werden
als Personen wahrgenommen (oder sie

sehen sich selbst als solche), die poten-
tiell ein sexuelles Verhältnis mit einem

männlichen Kollegen oder Kunden ein-
gehen könnten und die diese Möglich-
keit in Sprache, Verhalten und Ausse-
hen zum Ausdruck bringen. (Hetero-
)Sexualität wird dabei nicht als Sphäre
der „Freiheit" verstanden, die durch se-
xistische Übergriffe „geraubt" wird,
sondern als eine Vermittlungsinstanz
heterosexueller Normen, die sich ge-
sellschaftlich als Arbeitsteilung und
Hierarchie innerhalb von Arbeitsver-
hältnissen auswirken. Die Arbeitskraft,
die (hetero-) sexuelle Arbeit als Dienst-
leistung verkauft, ist in einem doppel-
ten Sinne produktiv: Zum einen wird
aus ihrer Heterosexualität, zum Bei-
spiel durch einen Flirt mit einem Kun-
den, direkt Profit geschlagen; zum an-
dern verkauft sie ein ideologisches Pro-
dukt. Denn sie identifiziert sich nicht
nur selbst mit den Normen von Weib-
lichkeit und Heterosexualität (oder soll
es tun), sondern kommuniziert diese

Normen auch an ihre Kolleginnen und
Kundinnen.

Die in diesem Buch versammelten
Beiträge lassen sich als Überlegungen
zum gesellschaftlich unklaren Stand
der Geschlechterverhältnisse verste-
hen: Warum bleibt trotz der populärer
werdenden Images männlicher Mütter,
weiblicher Manager und lesbischer
Familien die oft propagierte „Auflö-
sung" oder „Aufweichung" von Ge-
Schlechterhierarchie und heterosexu-
eller Norm so offensichtlich aus?

Die Herausgeberinnen
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